
NR. 10 • OKTOBER 1930

BUNDESZEITUNG

ALLGEMEINER FREIER ANGESTELLTENBUND

Das Blatt erscheint monatlich • Schriftl.: S. Aufhäuser, Berlin NW 40,
Werftstraße 7 «Telephon: Amt Hansa (0 5)9750-9753, Postscheckkonto: Berlin 115844, Allgemeiner
freier Angestelltenbund « Bezugspreis durch die Post monatlich 0.25 Mark, Einzelnummer 0.30 Mark

S. AUFHAUSER, BERLIN

Politische Verzweiflung oder sozialer Kampf
Die Reichstagswahl vom 14. September ist, wenn man

von rein politischen Begleiterscheinungen absieht, von

größter sozialer Bedeutung. Das gewaltige Anwachsen

der Nationalsozialisten und Kommunisten läßt sich

nicht nur agitationstechnisch erklären, und es kann

auch nicht nur auf den Erfolg kriegerischer Ideologien
oder nationalistischer Phrasendrescherei zurückgeführt
werden. Der einheitliche Zug, nach dem die National¬

sozialisten in allen Gebieten des Reiches ihre Stimmen¬

zahlen etwa verzehnfacht haben, läßt vielmehr darauf

schließen, daß tiefere ökonomische und soziale Ur¬

sachen für das sprunghafte Anwachsen der extremen

Parteien entscheidend gewesen sind. Eine völlig ver¬

antwortungslose, aber radikale Agitation hat Millionen

derjenigen Volksgenossen erfaßt, die durch den Ka¬

pitalismus entwurzelt und in wachsende Not gestoßen
worden sind. Lohnabbau, Entlassungen, Abbau der

Sozialpolitik, einseitige Steuerbelastung und Massen¬

erwerbslosigkeit haben allmählich eine Stimmung völ¬

liger Resignation und Verzweiflung erzeugt, deren

Nutznießer die Herolde des sogenannten „dritten
Reiches" wurden. Wenn auch unbewußt, so haben doch

die Millionen von Wählern der Nationalsozialisten und

Kommunisten, ebenso wie die der Sozialdemokratie es

bewußt taten, am 14. September gegen das herrschende

Wirtschaftssystem des Kapitalismus demonstriert. Die

denkenden Angestellten und Arbeiter können nicht er¬

warten, daß ihnen irgendein „starker Mann" die Er¬

lösung aus der kapitalistischen Unterdrückung und Ver¬

elendung bringen wird. Sie wissen, daß dieses ver¬

hängnisvolle Wirtschaftssystem nur durch die kollek¬

tive Kraftentfaltung aller Arbeitenden überwunden

werden kann. Diese Erkenntnis ermangelte insbeson¬

dere weiten Schichten der Angestellten, die aus Angst
vor der Proletarisierung, in die sie der Kapitalismus
längst gebracht hat, die Flucht zu Hitler genommen
haben. Am 14. September hat insbesondere die arbeiter¬

feindliche und kapitalistische Einstellung der gegne¬
rischen Angestelltenverbände ihre Früchte gezeigt.
Der Kampf des DHV. gegen den Marxismus hat mit

dazu beigetragen, jene Hitler-Partei mit Angestellten¬
stimmen zu vergrößern, die sich als der stärkste Bundes¬

genosse des herrschenden Kapitalismus entpuppt hat.

Sollte sich das Wahlergebnis als der Anfang des Fa¬

schismus in Deutschland erweisen, so würden die An¬

gestellten noch bald genug erfahren, dafi die herbei¬

gesehnte Diktatur Lohnabbau und Entlassungen nicht

etwa verhindern kann, sondern im Gegenteil das Ende

vom sozialen Recht und gesetzlichen Schutz ihrer Be¬

rufe bedeuten müßte.

Wir glauben zu wissen, daß der DHV. es heute nicht

als Glück empfindet, diese Sturmflut nationalsozialisti¬

scher Strömungen erzeugt zu haben, und es braucht

nicht erst erläutert zu werden, daß die Abgeordneten
Thiel und Lambach an den 15 nationalsozialistischen

Neulingen im Reichstag, die dem Deutschnationalen

Handlungsgehilfen-Verband angehören, wenig Freude

erleben können. Der DHV. hatte es zunächst mit der

Hugenberg-Partei versucht und ihr noch im Mai 1924

die Wähler zugetrieben, bis Herrn Lambach die große
Ernüchterung gekommen war. Heute ist Hugenberg der

Feind des DHV. Dank seiner unklaren gewerkschaft¬
lichen Einstellung hat der DHV. es bei der diesmaligen
Wahl wiederum nicht gewagt, die inzwischen modern

gewordene Richtung des Nationalismus, die Hitler-

Partei, als gewerkschaftsfeindlich zu kennzeichnen. Der

Verband wird die Folgen schwer zu tragen haben; er

wird eine sachliche Gewerkschaftsarbeit ebensowenig
mit den Hitler-Anhängern treiben können, wie es ihm

1924 unmöglich gemacht wurde, die Verbindung mit

Hugenberg zu halten. Wenn die freien Angestellten¬
gewerkschaften gezwungen waren, in den letzten Jahren

im wohlverstandenen Interesse ihrer Mitgliedschaften
sich der kommunistischen Gewerkschaftsfeinde zu ent¬

ledigen, so wird auch der DHV. trotz aller nationalisti¬

schen Begeisterung nicht umhin können, sich seiner

nationalsozialistischen Freunde bald zu entledigen.

So berechtigt die Unzufriedenheit und Empörung ist,
die bei dieser Reichstagswahl große Massen von

Wählern geleitet hat, so falsch war es, das Staats¬

bürgerrecht des Wählers zu einem Akt der Verzweif¬

lung zu gestalten. Noch ist es Zeit, die verhängnis¬
vollen Folgen zu vermeiden, die bei Fortsetzung des

bisherigen Regierungskurses eintreten müßten. Die

Regierungsparteien des Kabinetts Brüning müssen sich

darüber klar werden, daß ihre Unterwerfung unter die

Herrschaft der Nationalsozialisten Zerschlagung der

Wirtschaft und Chaos bedeutet.

Für die Anhänger der freien Gewerkschaften und

die ihnen nahestehenden politischen Kräfte hat der

14. September die Aufgabe gebracht, mit verstärkter

Kraft gegen die Bürgerblockpolitik und ihre Helfer an¬

zugehen. Die Ziele, die wir in den Mittelpunkt des

Wahlkampfes gestellt hatten, sind der Wegweiser für

eine Entspannung der Lage. Es gilt, durch einen wirk¬

lichen Preisabbau die Stockungen der Wirtschaft zu

überwinden. Die Kartellverordnung der Regierung

Brüning, die bereits vom Reichswirtschaftsrat begut¬
achtet worden ist, muß sofort in Kraft gesetzt werden.

Ohne einen solchen Eingriff des Staates in die Preis¬

diktatur der Monopole bleibt alles Gerede von der

Lösung der &rise eine Illusion. Die Beziehungen

Deutschlands 'zu den anderen Ländern können nur

wiederhergestellt werden, wenn sich eine Reichsregie¬

rung- bildet, die sich zur völligen Umkehr der Hoch-



Schutzzollpolitik des Kabinetts Brüning-Schiele ent¬

schließt. Das Arbeitsbeschafiungsprogramm, wie es

Herr Stegerwald selbstgefällig angekündigt hat, hat

nur einen Sinn, wenn es sofort in Angriff genommen

wird.

Neben einem veränderten Kurs der Wirtschafts¬

politik fordern wir die Wiedergutmachung der Brü-

ningschen Notverordnungen zur Arbeitslosenversiche¬

rung und zur Krankenversicherung. Darüber hinaus ist

eine weitere Verzögerung der Sanierung der Reichs¬

anstalt für Arbeitslosenversicherung für das laufende

Etatjahr unerträglich geworden. Die Absicht einer wei¬

teren Verschlechterung in den Leistungen müßte

eigentlich die Angestelltenverbände aller Richtungen
zum geschlossenen gemeinsamen Kampf herausfordern.

Wenn überhaupt die Diskussion über Beitragserhöhung
geführt werden soll, dann nur unter der Voraussetzung,
daß sozialpolitisch erst die grundlegende Korrektur der

Notverordnung erfolgt ist. Es wird aber auch keine

Lösung der Arbeitslosenfrage geben, ohne daß die Dar¬

lehenspflicht des Reiches an die Versicherungsanstalt
wieder hergestellt wird. Alle Ersparniswünsche des

Reichsfinanzministeriums können uns auch nicht da¬

von abbringen, den sofortigen Ausbau der Krisenfür¬

sorge und eine Sanierung der gemeindlichen Wohl¬

fahrtsunterstützung zu verlangen.
Der neue Reichstag hat die Pflicht, den sozialen Be¬

darf der Arbeitslosenversicherung und der Krisenfür¬

sorge festzustellen. Der Reichsetat, den man im Juli

sozialpolitisch in unerträglicher Weise gekürzt hat, muß

den Bedürfnissen der Arbeitslosenunterstützung an¬

gepaßt werden. In einer Zeit grenzenloser sozialer Not

dürfte es nicht unmöglich sein, im Reichswehretat und

bei anderen Ministerien Einsparungen zu machen, um

dem Reiche die Erfüllung seiner sozialen Pflichten zu

ermöglichen. Es geht auch nicht an, immer dann die

Erschließung neuer Reichseinnahmen zu verweigern,
wenn es sich um die Bewältigung sozialer Aufgaben
handelt.

Wir werden es auch nicht zulassen, daß die übrige
sozialpolitische Entwicklung gehemmt wird. Ange¬
stelltenrecht, Arbeitszelt und Angestelltenversicherung
müssen erneut zur Entscheidung gestellt werden. Dabei

sollten sich die Angestellten bewußt bleiben, daß ihnen

auf all diesen Gebieten nur von einem arbeitsfähigen
Reichstag geholfen werden kann. Die bisherigen Er¬

rungenschaften der Angestellten aus der Nachkriegs¬
zeit waren Ergebnisse parlamentarisch-demokratischer
Arbeit. Wer also die bisherigen Angestelltenrechte ver¬

teidigen und neue erringen will, wird für die Erhaltung
der Demokratie und zum Kampf gegen ihre Feinde

bereit sein müssen. Wir verkennen nicht den Ernst der

Lage, und wenn erst die Sieger vom 14. September zur

wirklichen Herrschaft gelangten, so wäre die Knecht¬

schaft der schaffenden Volkskreise die unausbleibliche

Folge. Noch besteht die demokratische Verfassung;
noch ebnet sie uns den Weg zur Ablösung der kapi¬
talistischen Wirtschaft durch den Sozialismus. Darum

gilt es, mit aller Aktivität die Belegschaften zur Ab¬

wendung der drohenden Gefahr, des Faschismus, zu

sammeln. Kämpfen wir unter der Parole des AfA-

Bundes für Demokratie und Sozialismus.

DR. ERICH RINNER, BERLIN

Reichsfinanzen und Wirtschaftskrise

Die jetzige Wirtschaftskrise hat uns zum erstenmal seit

der Stabilisierung' gezeigt, in welchem Umfang-e eine starke

Verschlechterung der Wirtschaftslage auf die öffentlichen

Finanzen zurückwirkt. Infolge der Wirtschaftskrise steigen
die öffentlichen Ausgaben, während gleichzeitig die öffent¬

lichen Einnahmen zurückgehen. Die öffentlichen Aus¬

gaben steigen, weil Reich, Länder und Gemeinden große
Summen Tür die Unterstützung der Erwerbslosen aufwenden

müssen. Man kann damit rechnen, daß in diesem Rech¬

nungsjahr die Gesamtausgaben für die Unterstützung der

Arbeitslosen und für die produktive Erwerbslosenfürsorge
2A bis 3 Milliarden erreichen werden. Davon werden höch¬

stens VAi Milliarden durch Beiträge zur Arbeitslosenver¬

sicherung aufgebracht, während der Rest aus den all¬

gemeinen Steuermitteln der öffentlichen Körperschaften ent¬

nommen werden muß. Das Sinken der öffentlichen

Einnahmen ist vor allem darauf zurückzuführen, daß

infolge der Wirtschaftskrise Einkommen, Umsatz und Ver¬

brauch zurückgehen, so daß sich die Erträge der Ein¬

kommen-, Verkehrs- und Verbrauchssteuern automa'isch

vermindern. Man wird annehmen müssen, daß diese Ver¬

minderung etwa 1 bis 134 Milliarden jährlich beträgt. Die

Vermehrung der Ausgaben und die Verminderung der Ein¬

nahmen zusammen, also die Gesamtverschlechte¬

rung der öffentlichen Finanzlage infolge
der Wirtschaftskrise, ist daher auf 2 bis

3 Milliarden jährlich zu schützen. In diesem

Jahre werden die Wirkungen der Wirtschaftskrise auf die

öffentlichen Finanzen noch dadurch verschärft, daß in den

früheren guten Jahren keine Reserven angesammelt, son¬

dern Schulden gemacht worden sind, die sich beim Amts¬

antritt Hilferdings auf etwa 700 bis 800 Millionen belaufen
haben.

Die Sa n i e r u n g der öffentlichen Finanzen, insbesondere
der Reichsfinanzen, steht seit mehr als einem Jahre im

Mittelpunkt des öffentlichen Interesses. Wiederholt sind
Versuche gemacht worden, diese Sanierung durchzuführen,
und immer wieder ist behauptet worden, daß nunmehr das

Ziel erreicht sei. Für die Sanierung sind bisher aufgewendet
worden: Die Verminderung- der Reparationszahlungen durch
den Young-Plan um rund 700 Millionen, die Erhöhung der
Tabaksteuer im Dezember 1929 um rund 200 Millionen, die

Steuererhöhungen unter Moldenhauer um 500 Millionen, die

Steuererhöhungen durch die Notverordnung der Regierung
Brüning um 300 Millionen sowie Ersparnisse im Reichs-
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haushält, größtenteils an den Sozialausgaben, schätzungs¬
weise von 250 Millionen. Insgesamt sind also be¬

reits fast 2 Milliarden für die Sanierung der

öffentlichen Finanzen bereitgestellt wor-

d c n. Trotzdem stehen wir in den nächsten Monaten vor

der schweren Sorge, ein neues Defizit von vielen

hundert Millionen decken zu müssen.

Es hat sich herausgestellt, daß die Erträge der

Reichssteuern unter den Wirkungen der Wirtschafts¬

krise viel stärker zurückgehen, als das Reichsfinanzministe¬

rium bisher zugeben wollte. ReichsMnanzminister Dietrich

hat selbst erklärt, daß bis zum Schluß des Rechnungs¬
jahres mit einem neuen Steuerausfall von 300 Millionen ge¬

rechnet werden muß. Aber das Institut für Konjunkturfor¬
schung ist bereits Ende August auf Grund eingehender
Untersuchungen zu einem Ausfall von mehr als 400 Mil¬

lionen gekommen, und neue Sclätzungen gehen sogar bis

auf 700 Millionen. Ebenso bedrohlich entwickeln sich die

Verhältnisse auf der Ausgabeseite. Der Präsident der

Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver¬

sicherung hat in einem Aufsatz im „Deutschen Volkswirt"

an Hand eingehender Zahlenangaben berechnet, daß die

Arbeitslosenversicherung in den Wintermonaten

einen neuen bisher ungedeckten Bedarf von 400

Millionen haben wird. Ein weiterer Fehlbetrag- von

100 Millionen entsteht bei der Krisenfürsorge,
weil die voraussichtliche Entwicklung der Zahl der Krisen¬

unterstützten weit über die Annahmen der Regierung hinaus¬

gehen wird. Dazu kommt schließlich die sprunghaft wach¬

sende Zahl der Wohlfahrtserwerbslosen, die

zurzeit auf 500 000 bis 600 000 geschätzt werden kann und

deren weitere Entwicklung ganz unübersehbar ist. Ober¬

bürgermeister Luppe hat auf der Hauptversammlung des

Deutschen Städtetags in Dresden die Mehrausgaben der Ge¬

meinden über die Etatsansätze hinaus bis zum Jahresende

auf mindestens 250 Millionen Mark geschätzt. Selbst wenn

man diese Wohlfahrtserwerbslosen außer Betracht läßt,
kommt man zu einem Gesamtdefizit von 900 bis

1200 Millionen.

Es ist richtig, daß dieser Fehlbetrag nicht voll¬

ständig dem Reich zur Last fällt. Ein Teil des

Steueraus Talls trifft die Länder und Gemeinden, ein anderer

Teil — das Sinken der Lohnsteuererträge — die Invaliden-

und Knappschaftsversicherung. Die Kosten der Krisen¬

fürsorge tragen zu einem Fünftel die Gemeinden. Der



Mehrbedarf der Arbeitslosenversicherung soll nach der Not¬

verordnung nur zur Hälfte vom Reich gedeckt werden,

während die andere Hälfte von der Reichsanstalt durch

Beitragserhöhung oder Leistungsverminderung selbst, auf¬

gebracht werden soll. Aber all das sind nur formale

Einwände. Die bisherigen Erfahrungen haben deutlich

genug gezeigt, dafi jede Sanierung der öffent¬

lichen Finanzen Stückwerk bleiben muß,
wenn sie sich lediglich auf das Reich be¬

schränkt. Die Ausgaben weiden dann größtenteils nicht

tatsächlich gedeckt, sondern bloß auf Länder und Ge¬

meinden verschoben- Soll die Finanzsanierung endlich ge¬

lingen, so muß also ein Fehlbetrag von rund 1 Milliarde

abgedeckt werden.

Für alle diejen'gen, die noch im Wahlkampf an die Ver¬

sprechungen baldiger Steuersenkungen geglaubt haben, be¬

deutet dieses Ergebnis ein furchtbares Erwachen. Aber auch

allen denjenigen, die diese Entwicklung haben kommen

sehen, verursacht sie schwerste Sorgen. Drei Wege
bieten sich für die Deckung des Fehlbetrags: 1. die Be¬

schaffung von Krediten, 2. die Erhöhung der öffentlichen

Einnahmen und 3. die Senkung der öffenüichen Ausgaben.
Die Deckung des Fehlbetrags durch Aufnahme von

Schulden ist das bequemste, aber auch das ge¬

fährlichste Mittel Wollten die öffentlichen Körper¬
schaften versuchen, im nächsten halben Jahr 1 Milliarde

und mehr an Krediten zu beschaffen, so würde das schwere

Erschütterungen des Kapitalmarkts und neue große Kassen¬

schwierigkeiten für Reich und Gemeinden hervorrufen.

Diese Gefahren sind um so größer, weil die öffentlichen

Körperschaften schon bisher die Flüssigkeit des Geld¬

marktes zur Aufnahme von Krediten weidlich ausgenutzt
haben. Allein das Reich hat seit Beginn des Jahres über

300 Millionen einjährige Schatzanweisungen begeben und

damit entgegen dem Sinn des Schuldentilgungsgesetzes
ältere kurzfristige Verpflichtungen abgedeckt. Aber dieser

Weg wäre vor allem noch deshalb verfehlt, weil wenig
Hoffnung besteht, dafi 1931 eine wesentliche Entlastung ein¬

treten wird. Es ist vielmehr sehr wohl möglich, daß der

Einnahmeausfall infolge der Wirtschaftskrise sich erst dann

voll fühlbar machen wird.

Ebenso große Schwierigkeiten stellen sich der Be¬

schaffung neuer Einnahmen entgegen. Wollte

man den Versuch machen, die ganze Summe durch Er¬

höhung von Besitzsteuern aufzubringen, so würde die

Kapital- und Steuerflucht, die ohnehin in den

letzten> Monaten beträchtlich zugenommen hat, ein ge¬

fährliches Ausmaß annehmen. Wollte man umgekehrt den

ganzen Betrag durch Massensteuern decken, so

müßte das zu einem Rückgang des Verbrauchs

führen, wie er sich schon jetzt bei Tabak und Alkohol zeigt,
und müßte schließlich durch die Verminderung der

Konsumkraft der breiten Massen schwere volkswirt¬

schaftliche Schäden mit sich bringen.
Nicht viel günstiger steht es um die Senkung der

Ausgaben. Daß für Arbeiter und Angestellte eine Ver¬

minderung der Sozialausgaben nicht in Frage
kommen kann, bedarf keiner Begründung. Sie haben sclnn

genug Opfer für die Finanzsanierung gebracht und der

weitere Ausfall an Konsumkraft könnte ebenfalls nur ernste

volkswirtschaftliche Nachteile haben. Vor allem ist aber

hierbei zu bedenken, daß für die Deckung des Fehl¬

betrags nur noch fünf Monate zur Ver¬

fügung stehen, und daß die meisten Ersparnisse bei

den öffentlichen Ausgaben nicht so schnell wirksam werden

können. Man muß also zu dem Ergebnis kommen, daß auf

keinem dieser Wege allein die Sanierung gelingen kann,
sondern daß alle drei Wege gemeinsam beschritten werden

müssen. Wenn überall der volle Ernst der Lage erkannt

wird, ist der Versuch nicht hoffnungslos.

Beginnen wir mit der Senkungder Ausgaben, so

müßten an den Ausgaben für Heer und Marine und

für das Auswärtige Amt zunächst einmal 10 v. H. ge¬
strichen werden, was etwa 80 Millionen ausmacht. Diese

Kürzung ist so bescheiden, daß sie ohne Schwierigkeiten
noch in diesem Jahre durchzuführen sein muß. Eine

Reihe sonstiger Ersparnisse — Tilgung der Rentenbank-

zinsen, Anleiheablösung, Luftfahrt, Osthilfe usw. — könnte

etwa 150 Millionen erbringen. Insgesamt könnte also für

das ganze Jahr mit Ersparnissen von 230 Millionen gerech¬
net werden.

An neuen Einnahmen kommt ein weiterer Zuschlag
zur Einkommensteuer, insbesondere für die hohen Ein¬

kommen, die Verschärfung der Erbschaftssteuer, die

Wiedereinführung der Aufsichtsratssteuer und der Wein¬

steuer und die Erhöhung der Biersteuer in Betracht. Lcr

Ertrag dieser Maßnahmen kann auf 400 Millionen jährlich
geschätzt werden. Aus der Hauszinssteuer könnten

ohne Mieterhöhung 200 bis 250 Millionen neue Einnahmen

beschafft werden, wenn in allen Ländern die Erhebung an¬

statt auf der Grundlage der Grundvermögenssteuer, auf der

Basis der Friedensmiete erfolgt.
Angesichts der drohenden finanziellen Geiahren werden

auch die Beamtengehälter und -pensionen
nochmals herangezogen werden müssen. Reich, Länder und

Gemeinden, Reichsbahn und Reichspost geben zusammen

9 bis 10 Milliarden für Beamtengehülter und -pensionen aus.

Baut man die Reichshilfe der Beamten in der Form

aus, daß die Belastung mit der Höhe des Einkommens pro¬

zentual wächst und im Durchschnitt 5 v. H. erreicht, so

wären auf diesem Wege weitere 300 Millionen zu erzielen.

Schließlich wird auch eine Erhöhung der Beiträge zur

Arbeitslosenversicherung' unumgänglich sein, die

man bei einer Steigerung um 1 v. H. vielleicht mit 250 Mil¬

lionen jährlich ansetzen kann. Alle diese Einnahmen würden

1150 bis 1200 Millionen jährlich erbringen, .so daß zusammen

mit den Ersparnissen für 13S0 bis 1430 Millionen Deckung

gesorgt wäre. Da aber diese Maßnahmen zum Teil im lau¬

fenden Rechnungsjahre nur noch für fünf Monate wirksam

werden können, so würde die tatsächliche Deckung' sich

auf 700 bis 800 Millionen berechnen. Der- Rest des Fehl¬

betrages müßte -dann' durch Kredite, durch weiteren

Verkauf von Reichshahnvorzugsaktien aus Reichsbesitz und

durch eine Reihe anderer Maßnahmen ausgeglichen werden.

Darauf darf sich das Sanierungswelk nicht beschränken

Zu den oben skizzierten einschneidenden Maßnahmen wird

man greifen müssen, um schnell Einnahmen zu be¬

schaffen und Ausgaben zu senken. Wenn man sich aber

darüber klar ist, daß die Finanzschwierigkeiten auch im

nächsten Jahr andauern werden, muß man schon jetzt die

erforderlichen Vorkehrungen treffen. Neben der weiteren

Senkung der öffentlichen Ausgaben, die nur an Hand

genauer Einzelnachprüfungen der öffentlichen Haushalte

und in Verbindung mit der Verwaltungsreform Erfolg ver¬

spricht, müssen jetzt mit größter Beschleunigung alle Vor¬

schläge geprüft werden, die auf Schaffung staatlicher

Zigaretten- und Bierhandelsmonopole und

auf die Reform des Branntweinmonopols abzielen.

Das Wahlergebnis dürfte allen Einsichtigen gezeigt haben,

daß in den breiten Massen des Volkes eine tiefe Miß¬

stimmung herrscht. Gewiß sind die jetzigen finanziellen

Schwierigkeiten größtenteils die Folge der Wirtschaftskrise,
und mit der Ueberwindung der Wirtschaftskrise werden

auch sie überwunden sein. Läßt man aber die Dinge auf

finanzpolitischem Gebiet so weitertreiben wie bisher, so

erwachsen zwei drohende Gefahren: einmal die
_

Gefahr

weiterer Verminderung der sozialpolitischen Leistungen

und zweitens die Gefahr für den Bestand der Demokratie.

Zerrüttete Finanzen sind der Boden, auf dem die Saat der

Diktatur gedeiht.

OTTO BURGEMEISTER, BERLIN

Kurzarbeit — Gehaltskürzung
Am 17. September 1930 hat das Landesarbeitsgericht

Berlin die Frage:
Darf der Arbeitgeber bei Kürzung der Arbeitszeit eine

Gehaltsverringerung vornehmen?

in einem für die Angestellten ungünstigen Sinne entschieden.

Der Sachverhalt war folgender:
Die Angestelltenverbände haben mit der Firma R. im

Jahre 1929 einen Tarifvertrag geschlossen. Im § 3 des Tarif¬

vertrages wird bestimmt:

„Die regelmäßige Arbeitszeit ohne Pausen beträgt
48 Stunden in der Woche."

Im § 4 ist die Ucberarbeitszeit geregelt und u. a. be¬

stimmt:

„Bei Ueberarbeit über 48 Stunden in der Woche hat

jeder Angestellte, für jede geleistete Ueberstunde An¬

spruch auf eine Bezahlung von °/ioto des Monatsgehaltes.

Die Firma R. hat am 30. Juli 1930 ihren Angestellten mit¬

geteilt, daß bereits ab 1. August 1930 ihre Arbeitszeit ver¬

kürzt und das Gehalt um 20 v. H. verringert werden würde.

En Angestellter klagte beim Arbeitsgericht Brandenburg

und verlangte im Wege der Feststellungsklage, die Beklagte
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zu verurteilen, ihm auch über den 1. August 1930 hinaus

sein bisher bezogenes Gehalt in voller höhe auszuzahlen.

In erster Instanz behauptete die Firma R., sie sei aus wiit-

schaftlichen Gründen, um weitgehende Entlassungen zu

vermeiden, gezwungen, die Beschäftigungszeit der Ange¬

stellten und deren Gehalt herabzusetzen. Endlich, so führte

die Firma R. weiter aus, habe sich der Kläger durch Einzel¬

arbeitsvertrag bereit erklärt, jederzeit kurz zu arbeiten bei

entsprechender Gehaltskürzung.

Das Arbeitsgericht Brandenburg erkannte nach dem

Klageanträge. Nach allgemeiner Verkehrsanschauung, so

sagt das Arbeitsgericht, müsse die Höhe der Angesteihon-

gehäl.er als etwas Feststehendes betrachtet werden, gleich¬

gültig ob die Angestellten in der Woche 48 Stunden — wie

vorgesehen — eder nur 45 Stunden oder weniger arbeiten.

Dieses vernünftige Urteil hat das Landesarbeilsgericht
Berlin aufgehoben und den Kläger abgewiesen. Das schrift¬

liche Urteil liegt nicht vor. Ich kann daher nur die münd¬

liche Begründung wiedergeben. Der Tarifvertrag, so sagt

die Berufungsinstanz, enthalte keine Bestimmung, die einer

Verkürzung der Arbeitszeit entgegenstehe. Dadurch, dafi

der Tarifvertrag die Kurzarbeit nicht verbietet, sei dieselbe

zulässig. Die Vereinbarung im Einzelarbeitsvertrage ver¬

stoße nicht gegen die Tarifvertragsordnung.

Ich halte das Urteil für falsch.

Wenn zwischen den Parteien im Einzelarbeitsvertrage
Kurzarbeit vorgesehen ist, so liegt ein Verstoß gegen die

Tarifvertragsordnung vor. Nach § 1 a. a. O. sind ab¬

weichende Vereinbarungen nur wirksam, soweit sie im Tarif¬

verträge grundsätzlich zugelassen sind oder soweit sie eine

Aenderung der Arbeitsbedingungen zugunsten des Arbeit¬

nehmers enthalten und im Tarifvertrag^ nicht ausdrücklich

ausgeschlossen sind. Die Berufungsinstanz wird doch etwa

nicht den Standpunkt vertreten wollen, dafi die Kurzaibeits-

klausel im Einzelarbeitsvertrag eine Aenderung der Arbeits¬

bedingungen zugunsten des Arbeitnehmers sei. Dei vor¬

liegende Tarifvertrag regelt die Arbeitszeit und die Ueber¬

stunden. Er enthält einen Gehaltstarif und Grundsätze für

die Gruppeneinteilung. Die Angestellten werden eingruppieit
und haben Anspruch auf die tarifvertraglich vorgesehenen
Monatsgehälter. Der Arbeitgeber mag auf einen Teil der

Arbeitszeit ruhig verzichten; er ist jedoch verpflichtet, das

tarifvertraglich vorgesehene Monatsgehalt in voller Höhe zu

zahlen. Die Tarifparteien hatten nicht nötig, die Bestim¬

mung aufzunehmen: „eine Verkürzung der Arbeitszeit ist

unzulässig". Aus welcher Bestimmung des Tarifverliages
wird des Recht hergeleitet, eine Kürzung des vorgesehenen
Monatseinkommens vorzunehmen? Es dürfte nicht un¬

bekannt sein, daß im Oktober 1928 im niederschlesischen

Steinkohlenrevier die Bergarbeiter streikten. Die Unter¬

nehmer verlangten von den Angestellten Verrichtung von

Streikarbeit. Die Angestelltenverbände erwirkten gegen den

Unternehmerverband eine einstweilige Verfügung auf Unter¬

lassung. Das Arbeitsgericht Waidenburg führt aus (8 AC

797/811/28):

„Die von beiden Parteien abgeschlossenen Tarifverträge

regeln hier d'e Arbeitsverhältnisse gewisser Unternehmer¬

gruppen, und zwar bestimmter Angestelltengruppen. Sie

umreißen fest das von diesen Gruppen zu leitende Tätig-
'

keitsgebiet, und zwar entweder mit genauen Angaben
oder begriffsnotwendig ...

Andere als diese sich aus den Tarifen ergebenden
Arbeiten brauchen die ihnen unterworfenen Arbeitnehmer

in gewöhnlichen Fällen nicht zu leisten und können sie,
falls sie von ihnen verlangt werden, verweigern."

Das Landesarbeitsgericht Breslau schließt sich der ersten

Instanz im Beschluß 15aT 21/29 mit folgender Begründung an:

„Nun ist allerdings in den hier in Betracht kommenden

Tarifverträgen nicht ausdrücklich davon die Rede, daß die

Angestellten nur die ihnen an sich obliegenden Arbeiten

zu leisten haben. Aber diese Beschränkung der Arbeits¬

pflicht ergibt sich, wie auch der Vorderrichter zutieffend

ausgeführt hat, aus der Fassung der Tarifverträge und

dem Wesen des Arbeitsvertrages. Der Tarifvertrag ....

umreißt das Tätigkeitsgebiet der Bergbauangestellten
genau."
In der Waldenburger Sache haben Arbeits- und Landes¬

arbeitsgericht den Willen der Tarifvertragsparteien erforscht.

Berlin hat dies leider unterlassen. Die Angestelltenverbände
wellten dem Unternehmer keineswegs das Recht einräumen,

jederzeit eine beliebige Kürzung des vereinbarten Monats¬

einkommens vorzunehmen. Wäre das Landesarbeitsp.ericru

Berlin auch zu dieser Entscheidung gekommen, wenn Oer

Unternehmer bei entsprechender Arbeitszeitverkürzung eine

Gehaltsverringerung um 80 v. H. vorgenommen hätte? Auf

diese Weise kann ja das Monatseinkommen zu einem Nichts

zusammenschmelzen. Ein sehr billiger Weg für den Unter¬

nehmer! Er hat nicht mehr nötig, wenn er Angestellte io*}

werden will, die Arbeitsverträge unter Beachtung der •'er-

einbarten eder gesetzlichen Kündigungsfristen zu lösen uv>d

sich auf Entlassungsstreitklagen (§§ 84 ff. BRG.) einzulassen.

Es kann auch niemals" eine sofortige Kürzung des Ge¬

halts vorgenommen werden. Abgesehen davon, daß während

der Dauer des Tarifvertrages ungünstige Arbeitsbedingungen

überhaupt nicht vereinbart werden können, muß der Arbeit¬

geber, bevor er zur Gehaltskürzung schreiten kann, den

Einzelarbeitsvertrag zum nächstzulässigen Termin auf¬

kündigen. Im vorliegenden Streitfall wäre nicht nur § 65 HGB.,
sondern auch das Künd'gungsschutzgesetz zur Anwendung

gekommen. Die Kündigungsfristen sind unabdingbare
Schutzbestimmungen für den Arbeitnehmer. Die Bestim¬

mung im Einzelarbeitsvertrage „jederzeit kurz zu arbeiten

bei entsprechender Gehaltskürzung" verstößt gegen die

unabdingbaren Schutzbestimmungen und ist daher nichtig.
Sobald die schriftliche Begründung des Berufungsurteils vor¬

liegt, werde ich die Streitfrage hier weiter untersuchen.

DR. GERHARD FÜRST, BERLIN

Die ÄngesteiltenfamiBien und ihre Zusammensetzung
Unsere auf exaktes 7ahlenrr.aterial gegründete Kenntnis

der Lebensverhältnisse der Angestellten ist trotz zahlreicher

interessanter Untersuchungen, die von einzelnen Verbänden

durchgeführt worden sind, nicht allzu groß. Die amtliche

Statistik, die allein in der Lage ist, sämtliche An»

gestelltcnschichten vollständig zu erfassen, hat bisher bei

den allgemeinen Berufs- und Betriebszählungen die An»

festellten vornehmlich in ihrer Eigenschaft als Arbeitskräfte

etrachtet.

Um so mehr ist daher zu begrüßen, daß die Bearbeitung
der letzten Berufszählung auch die Zusammensetzung der

Haushaltungen und Familien näher erforscht hat und da¬

durch gewisse Einblicke in die Lebensverhältnisse der

Angestelltenschaft ermöglicht. Diese Haushaltungs¬
und Familienstatistik*) will durch eine Auf¬

gliederung der Haushaltungen nach der Zahl und der Art

3er zu ihnen gehörenden Personen hauptsächlich darlegen,
inwieweit die Familien heute noch Produktionsgemein-
schaften und inwieweit sie nur noch Konsumtionsgemein¬
schaften sind. Die für die Familien von selbständigen Land¬

wirten und Handwerkern wichtigen Fragen, wie viele Familien¬

mitglieder in dem Betrieb des Haushaltungsvorstandes mit-

*) Band 40? der Statistik des Deutschen Reichs. Verlag Rcimar

Mobbing, Berlin. Preis 21,75 RM,

arbeiten urid wie viele Gewerbegehilfen in die Haushaltung
aufgenommen worden sind, kommen ihrer Natur nach für

die Angestelltenfamilien kaum in Betracht. Als Beitrag zur

Erkenntnis der Lebensverhältnisse der Angestellten:,chaft
sollen daher aus dem umfangreichen Material nur die nach¬

stehenden beiden Fragenkomplexe herausgearbeitet werden:

1. Zahl und Größe der Angestelltenhaushaltungen und

2. Verdiener und Verbraucher in den Angestelltenfamilien.

I. Zahl und Größe der Angestelltenhaushaltungen. .

Im Bestand, in der Größe und in der starken Zunahme

der Haushaltungszahl gegenüber der Vorkriegszeit kommen

die heute brennenden Probleme der Verbrauchs¬

wirtschaften zahlenmäßig zum Ausdruck. Bei der

Zählung Mitte 1Ö25 wurden etwa 2,4 Millionen oder n^hr

als 20 v. H. Familienhaushaltungen mehr gezählt als im

Jahre 1910, während die Zahl der dazu gehörenden Personen

nur um knapp 9 v. H. anstieg. Die Durchschnittsgröße der

Haushaltung ist daher von 4,6 auf 4,2 Personen gesunken.
Die kleinen Haushaltungen haben stark zugenommen, dia

großen sind an Zahl weniger geworden. Die Klein-

haltung der Familien tritt in diesen Zahlen deutlich

hervor und die Wohnungsnot ist zu ihrem größten Teil aus

diesem Zuwachs an Haushaltungen zu erklären. Von Mitte

1925 bis Anfang 1930 ist die Haushaltungszahl noch um
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weitere 1,3 Millionen angewachsen, so dafi heute rund

17 Millionen Einzel- und Familien haus-

haltungen vorhanden sind; ihre Zahl wird sich bis zum

Jahre 1935 Jahr für Jahr weiter um mehr als 300 000 er¬

höhen. Erst dann läßt der Zuwachs mit dem Einrücken der

vom Krieg^geburtenauefall betroffenen Jahrgänge in das

Heiratsalter allmählich nach.

Die zum ersten Male vorgenommene Trennung der Haus¬

haltungen nach dem Beruf des Haushaltungsvorstandes läßt
¦— wenigstens in großen Zügen — den Anteil der An-

gestelltcnhaushaltungen an der Gesamtzahl erkennen. Genau

der sechste Teil aller Familienhaushaltungcn, nämlich

2 363 000 oder 16,6 v. H. sind Haushaltungen von

Angestellten undBeamten. Eine Trennung dieser

beiden Gruppen ist schwer durchführbar, es dürften jedoch
nahezu die Hälfte auf Beamtenhaushaltungen entfallen. Da

zur Angcstelltenschaft viel jüngere, unverheiratete und vor

allem sehr zahlreiche weibliche Personen gehören, ist der

Anteil der Angestelltenhaushaltungen an der Gesamtzahl

geringer als der Angestellten an der Zahl der Erwerbs¬

tätigen.
Ein Kennzeichen derWohnungsnotistes, daß

4,4 v. H. aller Haushaltungen aus zwei oder mehr Familien

bestehen. Dieses Zusammenwohnen mehrerer Familien

findet sich bei den Angestellten verhältnismüßig am selten¬

sten. Wenn wir die großstädtischen Verhältnisse im Hin¬

blick auf die anders gearteten Lebensgewohnheiten der land¬

wirtschaftlichen Familien für sich betrachten, so ergibt sich,
daß in den Gioßstädten

5,8 v.H. aller Haushaltungen von berufslosen Rentnern,

3,0 v. H. aller Haushaltungen von selbständigen Gewerbe¬

treibenden,

2.8 v. H. aller Haushaltungen von Arbeitern,
1.9 v. IT. aller Haushaltungen von Angestellten und

Beamten

eine zweite oder gar dritte Familie in ihrer Wohnung auf¬

nehmen mußten.

Wenn wir nicht die Zahl der Haushaltungen, sondern die

Zahl der Familien unseren weiteren Betrachtungen zugrunde
legen, so bietet sich die Möglichkeit, die Angestellten: chaft

klarer aus dem Zahlenmaterial herauszuschälen. Wir kommen

dann zu der in der nachstehenden Tabelle wiedergegebenen
Größcngliederung der Angestelltenfamilien.

Die Angestelltenfamilien nach der Größe.

Angestelltenfamilien
in anderen

in der Industrie im Zweiten des

Größe der Familien
,«,.,*.„„, davon im Waren- Handels und

„„ ™'„
überhaupt Ucrgbau h(mdB, Verkehrs-

8ammen

wesens

Prozentzahlen

2 Personen 23.6 16.5 30,4 27,8 25,7
J

., 30.8
'

27,2 32,6 32,5 31.5
4

„ 22,6 24,1 20,6 21,8 22.1
5

„ 12.1 14,8 9,7 10.5 11,3
6

,. 5.9 8.6 4,0 4,4 5,2
T „ 2,7 4,4 1,6 1,8 2,3

6 und mehr Personen . 2,3 4^4 1,1 1,2 1,9

zusammen 100 100 100 100 100

Zum besseren Vergleich wird nachstehend noch die

prozentuale Verteilung der Familien auf die einzelnen

Größenklassen für die übrigen sozialen Schichten wieder¬

gegeben.

GröHe der Familien J^* ***** "^
"

fe« "ÄS
2 Personen 14.5 19,6 19,7 44,2 21.7

J
"

„ 19,5 27,6 29,3 26,1 25.3

4 .. 20,1 22,5 24.4 15,1 20,9

5
,. 16,6 13,9 13,7 7,7 13,7

6 „ 11,6 7,8 6,7 3,8 8,2
r ,, 7,5 4,4 3,2 1,7 4.8

8 und mehr Personen . 10.t 4^2 2$ M 5,4

Zusammen 100 100 100 100 100

Fast vier Fünftel aller Angestelltenfamilien bestehen dem¬

nach aus 2 bis 4 Personen; auf die. Gruppe der zwei¬

köpfigen Familien entfüllt mehr als ein Viertel der Gesamt¬

zahl, auf die dreiköpfigen 31 v. H, auf die vierköpfigen
etwas weniger als ein Viertel. Die Angestellten-
Familien sind somit erheblich kleiner als

die der Beamten. Nur die Familien der berufslosen

Personen bestehen noch häufiger aus Kleinfamilien; hier

handelt es sich jedoch vielfach um allein lebende ältere

Ehepaare, deren Kinder bereits verheiratet sind. Auf die

Familien mit 2 bis 4 Personen entfallen:

bei den Berufslosen, Rentnern usw. 85,4 v. H. der Gesamtzahl
beiden Äugest eil ten . , . 79,3 v. H. dei Gesamtzahl
bei den Beamten 73.6 v. H. der Gesamtzahl

bei den Arbeitern 60,7 v. H. i!er Gesamtzahl
bei den Selbständigen 54,1 v. H. der Gesamtzahl

Die hohe Zahl großer Familien bei den Selbständigen ist

zwar darauf zurückzuführen, daß familienfremde Personen,
z. B. Hausangestellte, Gewerbegehilfen und in der Landwirt¬

schaft die Knechte und Mägde die Familiengröße beein¬

flussen. In der Hauptsache lassen die Unter: chiede jedoch
interessante Rückschlüsse auf den Kinderreichtum zu. D i e

Geburtenregelung ist also offenbar in der

Angestelltenschaft am weitesten fort¬

geschritten, wenn auch die Tatsache, daß unter der sich

rasch entwickelnden Ange: telltenschaft junge Ehen ver¬

hältnismäßig zahlreicher sind als in den anderen Gruppen
mit zu diesem Ergebnis beitragen kann. Es zeigt sich, daß

dort, wo Besitz, eine Firma, ein Geschäft zu vererben ist

oder Kinder noch willkommene Arbeitskräfte sind, der

Kinderreichtum am größten ist. Die Zahlen bestimmen auch

die Richtung der Wohnungsbaupolitik; die Angestellten sind

an dem Neubau kleiner Wohnungen, die auf die Bedürfnis: e

einer zwei- oder dreiköpfigen Familie abgestellt sind, stärker

interessiert als die anderen Bevölkerungsgruppen.
Die Unterscheidung der Angestellten nach Industrie¬

zweigen läßt erkennen, daß die Techniker und Werk¬

meister im allgemeinen größere Familien

haben als die kaufmännischen Angestellten.
Die IDurchschnittsgröße einer Angestelltenfamilie stellt sich

auf 3,7 Personen. Erheblich über diesen Durchschnitt

liegen die Familien der Angestellten
in der Ziegelindustrie mit .... 4,3 Personen

im Bergbau mit 4,2 Personen

in der Stein- und Zementindustrie mit 4,0 Personen

im Hoch- und Tiefbau mit .... 4,0 Personen

Stark unter dem Durchschnitt bleiben die Familien von

Angestellten
des Handelsgewerbes mit 3/3 Personen

der elektrotechnischen Industrie mit . 33 Personen

des Bekleidungsgewerbes mit ... 3,4 Personen.

II. Verdiener und Verbraucher in den Angestelltenfamilien.
Eine Aufteilung der zum Haushalt und zur Familie ge¬

hörenden Personen unter dem Gesichtspunkt der Erwerbs¬

tätigkeit kommt zu folgendem Ergebnis.

Verdiener und Verbraucher in den

Fa mili'enhaushaltungen

1 amilieu von Angestellten Familien
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Hausangestellte
GewerbegehIKen
Untrnniet r

Proz

1,6
0,1
2.2

entuaie Au

1,7 1 1,5
0,1 0 0

1.3 1 2,1

fteil.

1,3
0,1
1.8

samtl

2,3
0,1

3,2

/um Uausl

2,6 ; 3,2
0,1

"

0,1
3,5 2,4

• geht
1,9
0,1
z,5

r.Pci.sonen

3,5 1 0,1
7,4 0,1
1,8 1 2,1

Familienfremde zus. . . .

Faiiiilienmit ¦ieclcr zus. .

3,9
9o,l

3,1

96,9
3,6

96,4
3,2

96,8

5,0
94,4

6,2
93,8

57

94,3
4,5

95,5
12,7 2,3
87,3 97,7

Samtl. Haushaltsaogehör.

Familienvorstände ....

davon;

in einem vom Fnmilien-

vnrstand frei, i etrieb . .

in tiiiein anderen Betrieb

100 | 100

Prozcn

28.5 | 25,4
16.6 12,0

1.1 1 0,9
15,5 11,7

100

tuale

29,5

15,0

0,4
11.6

100

Auft

28,4
22.2

0,8
21,4

100

Alling

31,3

13,6

0,4
13,2

100

der

31,9
13,9

0.4
13 5

luO

rami

32,6
9,3

0,2
9,1

100

icnm

2.1,5
15,5

0,8
14,7

100 | 100

tglieder
24,5 253
34,7 20,8

25,0. 2,0
9,1 18.8

ErwerlDsfüt.Fnmilieninitfrl.
Ehefrauen und Angehör.
über i-t Jahre

Kinder unter 14 Jahren

45,1 j 38,0
'
41,5

:
50,6

31,0 : 33,7 ; 33,0
l
27,6

23.3 ¦ 28,3 | 22.5 21,8

44,9 ! 45,8

33.3 33,1
21.8 121,1

41,9

36,0

22,1

45,0

322

22,8

59,2 | 46,0

16,0
'
23.8

24,2 : 29,0

Angebor,,ohneHauptberuf 51,9 i 62,0 1 55,5 49,4 i 55,1 1 54,2 58.1 II 55,0 40,8 53,4

Von den zu Angestelltenhaushaltungen gehörenden Per¬

sonen sind 95,5 v. H. Familienmitglieder und nur 4,5 v. H.

Familienfremde. Die Angestelltenfamilien stehen damit

zwischen den Haushaltungen der Selbständigen, in denen

87,3 v. H. auf die Familienmitglieder entfallen und den

Arbeiterhaushaltungcn, die in noch stärkerem Maße, nämlich

zu 97 v. H, nur aus Familienmitgliedern bestehen. Wenn

wir lediglich die Zahl der Familienmitglieder betrachten,

so zeigt sich, daß in den Angestelltenftmilien auf je 45 Ver-
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diener 55 Angehörige entfallen, die nicht zum Unterhalt der

Familie beitragen. Bei den Arbeitern ist die Zahl der Ver¬

diener mit rund 47 gegen 53 Angehörige etwas größer. Von

diesen 45 v. H. Verdienern in den Angestelltenfamilien sind

29,5 v. H. erwerbstätige Haushaltungsvorstände und 15,5 v. H.

hauptberuflich mitverdienende Ehefrauen oder Kinder. Diese

Zahlen zeigen, daß die Lebenshaltung der Angestelltenschaft
ebenso wie die aller übrigen Bevölkerungsschichten nicht

allein auf der Arbeit und dem Einkommen des Familienvor-

Standes beruht, sondern daß die Angehörigen in weitgehen¬
dem Maße zur Erhöhung des Familieneinkommens beitragen.
Die Tatsache, daß fast in jederFamilie mehrere

Verdiener vorhanden sind, führt zu einer gewissen Ver-

billigung der Lebenshaltung, die allerdings oft nur durch

eine Beschränkung in den Wohnbedürfnissen erkauft wird.

Die Wohnungsnot zwingt in den meisten Fällen dazu, die

einmal vorhandene Wohnung beizubehalten, auch wenn sie

für die herangewachsenen Kinder zu klein geworden ist. Die

Erwachsenen leben heute zusammengedrängter als früher.

Die für andere Lebensbedürfnisse verausgabten Mittel treten

aber oft weit deutlicher nach außen in die Erscheinung und

verleiten leicht zu falschen Schlüssen über den Stand der

Lebenshaltung. Ein größerer Aufwand für Kleidung, die

man sieht, ist oft nur möglich auf Kosten enger wohn-.

Verhältnisse, die man nicht immer sieht.

Vergleichen wir die Familienzusammensetzung der ver¬

schiedenen Angestelltengrirppen, so zeigt sich, dafi der

Prozentsatz der erwerbstätigen Haushaltungsvorstände bei

den Bankangestellten und kaufmännischen Angestellten des

Warenhandels verhältnismäßig am höchsten und die Mit¬

arbeit der Frau oder der Angehörigen am seltensten ist.

Bei den Angestellten der Industrie sind weit häufiger „Mit¬
verdiener" gezählt worden. Die drei ausgewählten Industrie¬

zweige weisen erhebliche Unterschiede auf; während im

Bergbau und im Maschinenbau auf vier Familienvorstände

immer zwei Mitverdiener entfallen, stellt sich das Verhältnis

in der Textilindustrie auf 4:3. In der Arbeiterschaft ist die

Zahl der Mitverdiener noch größer; auf 5 Haushaltungs¬
vorstände entfallen 4 Mitverdiener. Die Tätigkeit in einem

vom Familienvorstand (nebenberuflich) geleiteten Betrieb

spielt bei der Angestelltenschaft naturgemäß nur eine sehr

untergeordnete Rolle.

Auch das Verhältnis der beruflich tätigen Familienmit¬

glieder zu den nicht verdienenden Angehörigen ist recht

verschieden. Die Verdiener sind am zahlreichsten in den

Familien von Angestellten der Textilindustrie, am seltensten

im Bergbau. Die Gründe hierfür sind hauptsächlich in der

verschieden großen Kinderzahl zu suchen. Der Anteil der

Kinder unter 14 Jahren an der Gesamtzahl der Familien¬

mitglieder ist mit 28,3 v. H. im Bergbau weitaus am größten,
der sprichwörtliche Kinderreichtum der Bergleute — denn

zu den Angestellten rechnet ja auch die Gruppe der Steiger
— ist also keine Sage. Die geringste Kinderzahl haben die

Angestellten des Warenhandels mit nur 21,1 v. H. Für sämt¬

liche Angestelltengruppen ergibt sich ein Anteil für die

Kinder von 22,8 v. H., der niedriger ist als die entsprechenden
Zahlen für die Selbständigen (24,2 v. H.) und für die Arbeiter

(29,6 v.H).

An die Angestellten!
Der "Vorstand des AfA-Bundes hat in seiner SUzung vom

2. September 1930 zu dem politischen Wahlkampf Stellung
genommen und einen Aufruf an die freigewerksdiaftlidien An¬

gestellleu erlassen, der durdi den AfA-Pressedienst der Oeffent-

lichkeit zur Kenntnis gebradit worden ist. Da die Haltung des

AfA-Bundes in dieser Frage von grundsätzlicher Bedeutung ist,

möditen wir nidit versäumen, den Aufruf nodi naditriiglidi in

der AfA-Bundeszeitung zu veröffentlichen mit Hinweis auf den

folgenden Artikel: „Im Sdilepptau der Parteien". (D. Redaktion.)

Die Reichstagswahl ist über den Rahmen einer politischen
Wühlerabstimmung hinaus für das Schicksal aller schaffen¬

den Volkskreise zur großen geschichtlichen Ent¬

scheidung herangereift. Nachdem die wiederholten

Vorstöße

gegen die sozialen Errungenschaften

der Nachkriegszeit im Reichstag an dem beharrlichen

Widerstand der Sozialdemokratie gescheitert waren, ist die

Regierung nicht davor zurückgeschreckt, unter Miß¬

brauch des Artikels 48 der Reichsverfas¬

sung den sozialen Schutz der Angestellten und Arbeiter

gewaltsam abzubauen Der demokratische Parla¬

mentarismus, der sich in der Nachkriegszeit als die

unerläßliche Voraussetzung eines Verbesserten

Angestelltenrechts erwiesen hat, mußte erst außer Kraft ge¬

setzt werden, um der Sozialreaktion freie Bahn zu geben. ¦

Die Koalition mit der größten Arbeitnehmerpartei mußte

eist gesprengt werden, um dem

egoistischen Verlangen der kapitalistischen Interessenten¬

haufen

restlos dienen zu können. Die zwei breiten Fronten im Wirt¬

schaftsleben, Kapital und Arbeit, geben in dieser

historischen Entscheidungsstunde auch dem politischen
Ringen das Gepräge. Dabei erweisen sich National¬

sozialisten und Kommunisten durch ihre Ge¬
werkschaftsfeindlichkeit als Bundesgenossen des Unter¬

nehmertums.

Der

Konflikt zwischen Kapital und Arbeit

hat sich nach der Neuregelung der Reparationen und der

Rheinlandräumung an der inneren Lastenverteilung erneut

entzündet. Die Angestellten und Arbeiter sollen die
Kosten des verlorenen Krieges tragen. Deshalb
Abbau der Sozialversicherung, Vermehrung der Massen¬

steuer, Kürzung des Sozialetats und Lohnabbau! Unter der
Parole „Preisabbau" hat die Reichsregierung durch ihre Zu¬

stimmung zum Oeynhausener Schiedsspruch, durch ihre

Billigung des Tarifbruchs in der Berliner Metallindustrie den

Gehaltsabbau

gefördert. Dieselbe Regierung, die mit größter Ei'e den
Stellenlosen ihre Unterstützung genommen oder gekürzt
hat, denkt nicht daran, von ihrer Kartellverordnung irgend¬

welchen Gebrauch zu machen, um den Preisabbau zu er¬

zwingen. Sie kürzt den Reallohn, indem sie die Handels¬

verträge zerschlägt und durch Zollerhöhungen die Le¬
benshaltung verteuert. Ihr angeblicher Kampf
gegen die Arbeitslosigkeit ist zum

Kampf gegen die Erwerbslosen

geworden. Es geht um Lohn und Gehalt; der gesetzliche
Lohnschutz: die tarifliche Bindung der Gehälter, das staat¬

liche Schlichtungswesen und die Arbeitslosenversicherung
sind das nächste Ziel der Unternehmeroffensive. Alles wird

daher davon abhängen, ob die gesamte Arbeitnehmerschaft

am 14. September durch eine neue Verteilung der"

politischen Kräfte die notwendige Widerstandskraft

gegen die wirtschaftlichen Monopolmächte und die von

ihnen getragene politische Reaktion aufbringen wird. Die

Angestellten müssen aus ihrer gewerkschaftlichen
Erkenntnis heraus die politischen Folgerungen
ziehen und dem Block der Kapitalisten den eisernen Block
der Arbeit gegenüberstellen.
Der Ausweg aus der Wirtschaftskrise kann

nur gefunden werden, wenn die kapitalistische Wirrnis

unserer Tage ersetzt wird durch Planmäßigkeit der

Produktion. Auf dem Wege zur gesellschaft¬
lichen Beherrs.chung der Wirtschaft ist die

Demokratie unsere Waffe.

Ueber ihr Sein oder Nichtsein wird am 14. September ent¬

schieden.

Die parteipolitische Gewissensfreiheit der

Mitglieder der AfA-Verbände soll auch in diesem Augen¬
blick, da wir die Angestellten zur Erfüllung ihrer höchsten

Staatsbürgerpflicht aufrufen, nicht angetastet werden. Unsere
Gewerkschaften stehen nach wie vor über der Parteipolitik,
und sie werden auch in Zukunft nicht darauf verzichten,
ihre volle Unabhängigkeit gegenüber allen politischen Par¬

teien zu wahren. Wohl aber gilt es Partei, zu ergreifen gegen
die Regierung

und ihre Träger, die sich zum

Vollzugsorgan kapitalistischer Unterdrückung
der Angestellten gemacht hat.

Wählt als Angestellte. Wählt gegen den Regierungsblöck
des Sozialabbaus! Schützt die sozialen Errungenschaften;
wählt den politischen Schutz gegen den Lohnabbau, kämpft
für den sozialen Aufstieg der Angestellten; wählt den Weg
zur Gesundung der deutschen Wirtschaft; helft eine glück¬
liche Zukunft des Volkes zu gestalten! Schart euch um das

Banner von

Demokratie und Sozialismus!

Berlin, den 2. September 1930. AfA-Bundesvorstand.
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DR. LUDWIG GREIL, BERL'N

Im Schlepptau der Parteien?

Die letzte Reichstagswahl zeitigte wieder eine Flut von

Artikeln, Notizen und sonstigen Ergüssen über das Ver¬

hältnis von Gewerkschaft und Partei. Die geistigen An¬

strengungen auf diesem Gebiet und aus solchem Anlaß

pflegen namentlich bei den Verbänden christlicher Herkunft

im umgekehrten Verhältnis zu ihrem mageren Ergebnis zu

stehen. In der Regel münden alle derartigen Expektorationen
aus nicht freigewerkschaftlichem Lager in der sturen Be¬

hauptung, daß die parteipolitische Neutralität von den freien

Gewerkschaften mit Füßen getreten, von ihren Gegnern aber

unentwegt und unbeflekt hochgehalten werde.

Die Wirklichkeit sieht, was die Angestelltenbewegung an¬

belangt, freilich anders aus. Jedes Kind weiß heute den

Unterschied zwischen Partei und Gewerkschaft. Gewerk¬

schaft ist die Selbsthilfeeinrichtung der dauernd zur Lohn¬

arbeit Verurteilten gegen die Tücken des Marktes, auf dem

sie ihre Arbeitskraft um der nackten Lebensmöglichkeit
willen fortgesetzt anbieten müssen, und gegen die Gefahren,
die aus ihrer Bindung an den Betrieb und aus der Fremd-

bestimmtheit ihrer Arbeit entstehen. Der solidarische Zu¬

sammenschluß steigert den Wert des Arbeitnehmers. Als

einzelnem kommt ihm nur Grenzwert für den Arbeitgeber zu,

der um so geringer ist, je größer der Betrieb ist, dem er sich

anbietet. Als einzelner hat er so gut wie keinen Einfluß auf

den materiellen Inhalt des Arbeitsvertrages trotz des herr¬

lichen Grundsatzes der Vertragsfreiheit. Als einzelner ist

er nur auswechselbare Sache auf dem Arbeitsmarkt und

schärfster Feind seiner konkurrierenden Arbeitskollegen,

jedem Lohndruck leicht erliegend. In der Gewerkschaft wird

er zum tariffähigen Partner, lernt er statt zügelloser Kon¬

kurrenz Arbeitspreis-Kartellpolitik betreiben; in der Gewerk¬

schaft entwirrt sich ihm das Bild des wogenden Arbeits-

marktes, gewinnt er einen Ueberblick über dessen Bewegung
und Aufnahmefähigkeit. Der Zweckkreis der Gewerkschaft

ist also auf das Wirtschaftliche beschränkt. Die Gewerk¬

schaft wurzelt im kapitalistischen Wirtschaftssystem, findet

überwiegend ihren Gegenspieler im Arbeitgebertum und hat

zur Aufgabe, den Arbeitnehmer, den sie unter dem Gesichts¬

punkt seines Berufes oder seiner Stellung im Gewerbe an

sich zieht, als Lohnempfänger, als Träger der Arbeitskraft,
als Rechtsperson zu schützen und zu fördern.

Einen ganz anderen Zweckkreis stellt die politische Partei

dar. Diese ist ein Produkt der staaüich organisierten Ge¬

sellschaft, orientiert sich in der Regel an wenigen schlagwort¬

artigen Gesichtspunkten, begnügt sich meist mit der Ge¬

sinnungstreue ihres Gefolges, bedarf auch kaum eines inneren

Organisationslebens mit anderer Zielsetzung, als die Masse

zum Wählgang vorzubereiten, und ist darauf eingestellt,
unbekümmert um den Wechsel des konkreten Lebens die

politische Macht im Staate zu ergreifen bzw. zu verteidigen,
um die Staatsgeschäfte führen und die jeweiligen Parteiideale

der Verwirklichung näherbringen zu können.

Partei und Gewerkschaft bewegen sich, wie zu sehen, in

der Hauptsache auf zwei ganz verschiedenen Ebenen, haben

also an sich miteinander nichts zu tun. Würden sich ihre

beiden Kreise decken, so wäre es unverständlich, warum die

Verschmelzung beider Einrichtungen nicht schon längst voll¬

zogen worden ist. Aber die Härte der parteipolitischen
Dogmen auf der einen Seite und die taktischen Notwendig¬
keiten gegenüber dem steten Wechsel der realen Tatsachen

auf der anderen Seite verbieten es der Gewerkschaft mit

unerbittlicher Strenge, zur Dienerin der politischen Partei zu

werden. Daher der Grundsatz der parteipolitischen Neu¬

tralität, der sich auch im Organisationsstatut des Allgemeinen
freien Angestelltenbundes an hervorragender Stelle befindet.

Das bedeutet, daß sich die freigewerkschaftliche Angestellten¬
bewegung ihre volle Unabhängigkeit und Selbstbestimmung
auch in politischer Hinsicht zu wahren weiß, es soll aber nicht

bedeuten, daß sich die freigewerkschaftliche Angestellten¬
bewegung vor der Politik in einen luftleeren Raum begibt,
in ein wirklichkeitsabgewandtes Wolkenkuckucksheim, gleich
als ob es der Gewerkschaft möglich wäre, sich der Verstric¬

kung in das politische Geschehen zu entziehen. Die Ge¬

werkschaft ist keine natürliche Person und deshalb nicht

Trägerin politischer Rechte. Aber sie ist ein Kollektiv, eine

Massenperson. So wenig wie der einzelne Mensch der

ehernen Zange des politischen (staatlichen) Verbandes ent¬

rinnen kann, es sei denn, daß er als Einsiedler auf eine

Galapagos-Insel verschlagen vorkommt, wo er allenfalls König

und Knecht, Krämer und Käufer, Priester und Profaner,
Unternehmer und Arbeiter in einei Person, losgelöst von

allen staatsrechtlichen Bindungen, sein könnte, so wenig ist

dies der Gewerkschaft als Massenperson möglich. Bedarf

sie doch schon zur Begründung ihrer nackten Existenz der

staatlichen Geburtshilfe durch den verfassungsmäßigen
Grundsatz der Koalitionsfreiheit. Der ganze äußere Be-

tätigungskreis der Gewerkschaften ist ohne Mobilisierung
der staatlichen Gewalt gar nicht denkbar, mag es sich um

das Tarifvertrags- und Schlichtungswesen, um den Schutz

der Arbeitnehmer im Bereich der Bctriebswillkür, um den

Schutz der Arbeitskraft in gesundheitlicher Hinsicht oder

um die Sozialversicherung handeln. Alle diese Dinge zwingen
die Gewerkschaft zur dauernden Beobachtung der politischen
Faktoren, das heißt der Regierung und der Parteien, zwingen

sie, beiden Material, Anregungen, Erinnerungen, Forde¬

rungen zu unterbreiten, zwingen ! ie zu registrieren und zu

kritisieren, wie die politischen Faktoren zu den jeweiligen,
für die Gewerkschaften wichtigen Angelegenheiten Stellung

genommen haben. Oft genug haben die Gewerkschaften

Anlaß gehabt, mit der Haltung nicht nur der bürgerlichen
Parteien unzufrieden zu sein, und haben sich nicht gescheut,
das offen auszusprechen. Die Gewerkschaften handeln als

Kritiker politischer und parteipolitischer Maßnahmen nicht

anders, als es ihre geborenen Gegenspieler, die Arbeitgeber,
tun. Es ist bislang noch nicht bekanntgeworden, daß je¬
mals einem Arbeitgeberverband aus seinem Lager Verletzung

der parteipolitischen Neutralität aus diesem Grunde vorge¬

worfen worden ist. Die parteipolitische Neutralität der

Arbeitgeber erstreckt sich freilich nur auf alle jene Parteien,

die auf dem Boden der privatkapitalistischen Wirtschafts¬

ordnung stehen. Zur ausgesprochenen Arbeiterpartei hat

sich noch kein Arbeitgeberverband verirrt, obwohl der salus

populi, dem Volkswohl, das bekanntlich oberstes Gesetz sein

soll und angeblich auch von den Arbeitgebern ang'estrebt
wird, wenn sie sich politisch betätigen, bei dieser Partei am

ehrlichsten gedient wird. Das hindert die Arbeitgeber aber

nicht, am lautesten gegen die Einstellung der freien Gewerk¬

schaften zu den politischen Tagesereignissen zu wettern und

sie in einen Topf mit den sozialistischen Parteien zu werfen.

Was sich in diesem Rahmen abspielt, ist nichts weiter als

unverhohlener Klassenkampf, aber vorgetragen von den

Arbeitgebern, die unter allen Umständen den Aufstieg der

Arbeitnehmerklasse unterdrücken wollen, die jeden politi¬
schen Vorgang aufs schärfste prüfen, ob in ihm nicht etwa

eine Verschiebung der politischen Machtverhältnisse oder

der Lastenverteilung zu ihren Ungunsten versteckt ist, die

gegen „marxistische" Enteignung toben, aber nicht zaudern,

die wirtschaftlich Schwachen aus ihrem Besitz zu verjagen
und auch vor einer Enteignung im großen Stile nicht zu¬

rückschrecken, wenn die eigene Bereicherungsmöglichkeit
dabei nicht angetastet wird, wie die Inflation gelehrt hat.

Die Anwürfe der Arbeitgeber, ihrer Verbände und Presse

gegen die parteipolitische Neutralität der freien Gewerk¬

schaften kann man zur Not aus ihrer Klassenlage erklären

und zu verstehen suchen. Was aber soll man dazu sagen,

daß es die gegnerischen Angestelltenverbände, allen voran

der Gedag und DHV, in diesem Punkte nicht um ein Haar

anders treiben als die Arbeitgeber? Herr Bernhard Otte,

Vorsitzender des Gesamtverbandes der christlichen Gewerk¬

schaften Deutschlands, schrieb in Nummer 2Ü4 „Der

Deutsche" vom 31. August 1930:

„Da die Gestaltung des Arbeiterschicksals außer von der

Gewerkschaftsbewegung auch stark von der Gesetzgebung-
bestimmt wird, ist es für die Gewerkschaften unmöglich,
schlechthin politisch neutral zu sein. Dagegen ist aber für

jede Gewerkschaft, die Wert darauf legt, nicht nur Mitglieder
von einer Partei zu haben, die parteipolitische Neutralität

geboten. Hieran haben die christlichen Gewerkschaften von

jeher festgehalten und auch der gegenwärtige Wahlkampf
ändert daran nichts. Die christlichen Gewerkschaften unter¬

scheiden sich hierin von den freien Gewerkschaften, die sich

eindeutig und offen nur zur Sozialdemokratischen Partei be¬

kennen."

Dazu ist zu sagen, daß die freien Gewerkschaften und vor

allem der Allgemeine freie Angestelltenbund nicht nur Mit¬

glieder von einer Partei bei sich organisieren, vielmehr wirbt

die freigewerkschaftliche Richtung, wie oben ausführlich

genug klargemacht worden ist, ausschließlich um den Ar-
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beitnehmer, der fremdbestimmte Arbeit zu leisten hat, und

fragt nicht danach, wo er politisch organisiert ist. Nach der

Erklärung des Herrn Otte durfte man nun doch erwarten,

daß die christlichen Gewerkschaften ihie Arme im angeb¬
lichen Gegensatz zur freien Gewerkschaft allen politischen
Parteien weit geöffnet haben. Ja, hat sich was! Weiter unten

schreibt er nämlich v/örtlich:

„Nun stehen aber die christlichen Gewerkschaften in diesem

Wahlkampf scharf gegen die Sozialdemokiatie. Sie weichen

damit von ihrer Grundlage und den für sie geltenden Neu-

tralitütsbegriff nicht ab, sondern sie führen diesen Kampf

gemäß ihrem Wesen aus innerer Verpflichtung heraus."

Man muß schon bei den Scholastikern und Alfons von

Liguori in die Schule gegangen sein, um diese seltsame Logik
begreifen zu können. Ob Herr Otte die Fensterscheiben

seines Glashauses klirren hörte, als er sie im Kampf gegen

die freien Gewerkschaften und den echten Begriff der partei¬
politischen Neutralität einwarf? Aber lassen wir jetzt Herrn

Otte und seine politischen Sendlinge, die den starken Glauben

haben, als hoffnungslose Minderheiten in ausgesprochenen
Arbeitgeber-Parteien die Belange der Arbeitnehmer politisch
durchsetzen zu können, hübsch unter sich. Man könnte

noch viele ähnliche Ergüsse des Gedag anführen. Es sei

nur noch auf den Deutschnationalen Handlungsgehilfen-
Verband kurz eingegangen, weil er einen Teil der Ange¬
stelltenbewegung bildet. Auf dem 22. Verbandstag des

Deutschnationalen Handlungsgehilfen-Verbandes am 27. Juli

dieses Jahres wurde die alte Formel dieses Verbandes aus

dem Jahre 192Ü zur parteipolitischen Neutralität wieder auf¬

gewärmt und ihr folgendes Kräutlein zugesetzt:

„Die Neutralität des Verbandes hat dort ihre Grenze, wo

soziale oder wirtschaftliche Kräfte wirksam sind, die unserem

Berufsverband die Anerkennung als Träger des sozialen

Freiheitswillens unseres Standes versagen oder die eine

soziale und wirtschaftliche Ordnung erstreben, die im Gegen¬
satz zu unserem Willen steht. Das gilt insbesondere von

den marxistischen Parteien, hat aber auch für andere Par¬

teien Gültigkeit. Der Deutschnationale Handlungsgehilfen-
Verband lehnt es ab, mit solchen Parteien zusammenzu¬

arbeiten."
»¦

Niemand wird die Stirn haben, zu leugnen, daß durch

diese parteipolitische Demarkationslinie, deren Ueber-

schreitung den DHV.-Mitgliedern schärfstens untersagt
wurde, der Grundsatz parteipolitischer Neutralität zu einem

leeren Wahn im Lager des DHV. gestempelt ist. In Wirk¬

lichkeit stellt der DHV. in den paar Mitgliedern, die bei den

verschiedenen Rechtsparteien als Abgeordnete herumgeistern,
nichts weiter als Schleppenträger sozialpolitisch-reaktionärer

Kreise. Er kann sich obendrein den Vorwurf der Unehrlich¬
keit nicht ersparen, weil er keine Trennungslinie zieht

zwischen sich und den Mitgliedern, die Abgeordnete der

Nationalsozialistischen Partei sind, einer Partei, die ja eben¬

falls vorgibt, die wirtschaftliche Ordnung gegen den Willen

des DHV. im sozialistischen Sinne umformen zu wollen.

Im Vergleich zu dieser Leistung des DHV. war die Wahl¬

parole des Gewerkschaftsbundes der Angestellten harmlos;
denn dieser Verband hat lediglich den Wunsch ausgedrückt,
daß sein Bundesvorsteher Gustav Schneider wieder in den

Reichstag einzieht. Da Gustav Schneider für die neu-

gegründete Staatspartei kandidierte, versteckte sich hinter

dieser naiven Formel gleichwohl eine ganz eindeutige partei¬
politische Festlegung, auch wenn ihre Wirkung über den

Wahlkreis Berlin, wo Schneider aufgestellt war, unmittelbar

nicht hinausgehen konnte.

Betrachtet man demgegenüber den vorstehenden Aufruf

des AfA-Bundesvorstandes an die Angestellten, so kann bei

gutem Willen zur Objektivität nicht geleugnet werden, daü

der parteipolitischen Neutralität darin kein Haar gekrümmt
worden ist.

Dieser Aufruf schälte lediglich die den Arbeitnehmer

interessierenden Streitfragen der Politik heraus, um derent¬

willen das Volk befragt werden sollte: Verteidigung der

sozialen Errungenschaften, Verteilung der Lasten des ver¬

lorenen Krieges zwischen Kapital und Arbeit, Lohnsicherung,
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit und den Anteil der Arbeit¬

nehmerschaft an der staatlichen Willensbildung', d. h. die

politische Demokratie, unter deren Herrschaft die arbeitende

Masse am ehesten in der Lage ist, ihren Forderungen Gehör

und Geltung zu verschaffen. Er übte die vom Standpunkt
des Arbeitnehmers notwendige Kritik an den Regierungs¬
maßnahmen, um mit der Aufforderung zu schließen, dieser

Regierung keine Mehrheit mehr zu verschaffen, sondern

für Demokratie und Sozialismus zu stimmen. Anscheinend

hat es sich noch nicht überall herumgesprochen, daß

Sozialismus ein rein wirtschaftliches Gebilde ist, d. h. eine

gesündere Grundlage für die Gütererzeugung und Güter¬

verteilung zur Befriedigung der menschlichen Bedürfnisse
als der Kapitalismus, von dem übrigens sogar ganz christ¬

liche Leute nicht allzuviel halten, man braucht nicht einmal
bis auf den heiligen Augustinus zurückzugreifen. Der AfA-

Bund hat keinen Anlaß, seine wirtschaftspolitischen Endziele

zu verbergen. Wenn er für deren Verwirklichung eintritt

und einen Appell an die politischen Wähler zu diesem Zweck

richtet, begibt er sich noch lange nicht in die parteipolitische
Arena, verliert er keineswegs die Toga der parteipolitischen
Neutralität. Er ist keiner Partei hörig geworden, die bereit

ist, wirtschaftspolitisch das gleiche Ziel anzustreben.

ERWIN BRILLKE, BERLIN

Versicherungsaufsicht — stärkere Kontrolle

Es ist jetzt ein Jahr her, als die deutsche Oeffentlichkeit
den Frankfurter Fall serviert bekam. Die Frankfurter Ver¬

sicherungsgesellschaft, eine der größten in Deutschland,
brach infolge großer Spekulationen einiger ihrer Direktoren

und der Ausübung versicherungsfremder Geschäfte zu¬

sammen. Der AfA-Bund hatte als einzige Spitzen¬
organisation der Angestellten zu diesem die deutsche Volks¬
wirtschaft schwer schädigenden Vorgang sofort positiv
Stellung- genommen. (Vgl. S. 145 Jahrg. 1929 dieser Zeit¬

schrift.) Die sozialdemokratische Reichstagsfraktion unter»

breitete damals dem Deutschen Reichstag einen Initiativ¬

antrag mit dem Ersuchen, zu beschließen, daß die Reichs¬

regierung mit möglichster Beschleunigung einen Gesetz¬
entwurf zur Neuregelung der Versicherungsaufsicht vorlege.
In diesem Initiativantrag wurde gefordert, daß der

Gesetzentwurf u. a. folgende Gesichtspunkte berücksichtige:
1. Ausdehnung der Reichsaufsieht auf die bis jetzt auf¬

sichtsfreien Versicherungszweige, insbesondere Trans¬

port- und Rückversicherung;
2. Einrichtung einer besonderen Stelle, der die persönliche

Vornahme unvermuteter örtlicher Revisionen der Ver¬

sicherungsgesellschaften obliegt;
3. erweiterte öffentliche Rechnungslegung der Ver¬

sicherungsgesellschaften;
4. Erweiterung der Vorschriften über die gesamten Ver¬

mögensanlagen der Versicherungsgesellschaften, Verbot

versicherungsfremder Geschäfte;

5. Verbesserung der Verfahrensvorschriften für das Reichs¬

aufsichtsamt;

6. Reorganisation des Reichsaufsichtsamtes, insbesondere
des Beirates unter stärkerer Heranziehung der Ver¬
treter der Versicherungsnehmer und der Angestellten
der Versicherungsgesellschaften;

7. Wahrung der sozialen Interessen der Versicherungs¬
angestellten bei Zusammenschlüssen von Versicherungs¬
unternehmungen.

Schließlich hatte der AfA-Bund als einzige Organisation
in einer ausführlichen Denkschrift, die dem Reichstag und
allen in Betracht kommenden Stellen übermittelt wurde, zu

den Punkten des Initiativantrages und anderen Fragen, die

im Zusammenhang mit dem Zusammenbruch der Frankfurter

Versicherungsgesellschaft akut wurden, Stellung genommen.

Der Frankfurter Fall war noch reger Diskussionsstoff der

interessierten Kreise. Da kam bereits der zweite Ver¬

sicherungskrach. Auch ein altes und bedeutendes Ver¬

sicherungsunternehmen, die Vaterländische und Rhenania,
hatte durch Absatzfinanzierungsgeschäfte einer ihrer Tochter¬

gesellschaften Millionenverluste, die sie zwangen, ihre

Selbständigkeit aufzugeben und sich mit den Nordstern-
Gesellschaften zu fusionieren. Ein drittes Mal machte das

deutsche Versicherungsgewerbe ein unangenehmes Auf¬
sehen von sich, und zwar mit dem Konkurs der Süddeutschen
Rück- und der Brandenburger Versicherungsgruppe.
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Die parlamentarischen Verhandlungen über die Ver¬

sicherungsaufsicht kamen aber trotz dieser Vorgänge nicht

richtig in Fluß. Der Reichstag hatte sich zweifellos, wirt¬

schaftspolitisch und außenpolitisch betrachtet, mit größeren
Entscheidungen zu befassen als mit der Versicherungs-
aufsiehtsreform. Dennoch darf aber diese Tatsache nicht

Anlaß sein, Lehren aus den Versicherungszusammenbrüchen
zu spät zu ziehen. Als der Universitätsprofessor Molden¬
hauer Reichswirtschaftsminister wurde, erschienen kurz

nach seinem Amtsantritt in einigen Tageszeitungen Ver¬

öffentlichungen, woraus man schließen konnte, daß die

Reformarbeit im Gange wäre. Im Reichstag wurde auch im

zuständigen Ausschuß über die Reform kurz gesprochen.
Staatssekretär Trendelen bürg erklärte, in Kürze eben¬

falls eine Denkschrift über die Reform des Versicherungs¬
aufsichtsgesetzes vorzulegen.

Aber es vergingen einige Monate, die bekannten Spatzen
pfiffen schon sehr laut vom Dache, es sei etwas los. Anfang
September passierte endlich der Entwurf eines Gesetzes zur

Aenderung des Reichsaufsichtsgesetzes die offiziellen Türen

des Reichswirlschaftsministeriums. Der Gesetzentwurf ist

ein erster Erfolg unserer Bestrebungen. Er

sieht u. a. vor daß:

1. die Gesellschaften jährliche Schlußrevisionen vornehmen

lassen müssen;

2. eine Prüfung der Gesellschaften durch das Reichs-

. aufsichtsamt mindestens alle fünf Jahre einmal erfolgt;

3. für jede Leberisversicherungsgesellschaft ein besonderer

Treuhänder, der die Bestände des Prämienreservefonds
unter Mitverschluß hält, bestellt wird;

4. künftig die Aufsichtsbehörde den Gesellschaften Be¬

teiligungen an anderen nicht aufsichtspflichtigen Unter¬

nehmungen untersagen kann.

Die Schlußrevisionen sollen durch einen Prüfer

erfolgen, der vom Äufsichtsrat für jedes Geschäftsjahr be¬

stimmt wird. Als Prüfer darf nur gewählt werden, wer nicht

Mitglied des Vorstandes, des Aufsichtsrates oder Ange¬
stellter der Gesellschaft ist. Der Prüfer muß fachliche Er¬

fahrungen und ausreichende Vorbildung im Buchprüfungs¬
wesen besitzen. Auch Treuhandgesellschaften, deren In¬

haber, Vorstandsmitglieder oder Geschäftsführer vor¬

genannte Eigenschaften besitzen, können vom Aufsichtsrat
als Prüfer bestellt werden. Sie dürfen jedoch dann nicht
bestimmt werden, wenn Vorstands- oder Aufsichlsrals-

rnitglieder einer Versicherungsgesellschaft einen maßgeb¬
lichen Einfluß auf die Geschäftsführung der Treuhandgesell¬
schaft auszuüben in der Lage sind. Hier scheiden sich schon

die Geister. Wer bestimmt den Begriff „maßgeblichen".
Wir wissen ja, daß die Meinungen hierüber, soweit dieser

Begriff auch in anderen Gesetzen erwähnt ist, sehr we;t

auseinander gehen. Wenn man sich mit diesem 'System, was

allerdings noch in einigen Punkten geklärt und verbesseit

werden muß, abfinden 'kann, so erscheint es unmöglich die

Pflichtprüfung des Amtes als ausreichend zu be¬

trachten. Zuerst, daß sie nur alle fünf Jahre einmal statt¬

finden soll; zum anderen, daß sie auch mit der Revision
des Einzelprüfers verbunden werden kann.

Uns erscheint es dringend notwendig-, dafi für den Pflicht-
revisor' die völlige Unabhängigkeit garantiert sein muß. Es
darf also u.a. nicht zulässig sein, wie es der Gesetz.entwuif
will, daß als Prüfer für die Pflichtrevision Personen bestimmt
werden können, die bereits schon von der Gesellschaft als
Prüfer festangestellt sind. Im übrigen muß die Verantwortung
für die amtliche Pflichtprüfung beim Amt selbst liegen.
Sie darf also nicht mit der jährlichen Pflichtrevision ver¬

bunden sein. Nach wie vor halten wir es für richtig, daß,
wie es unsere Denkschrift fordert, beim Reichsaufsichtsamt
eine besondere Revisionsstelle errichtet wird.
Ihre Aufgabe ist es, laufende Revisionen und unvermutete

Kontrollen bei den Gesellschaften vorzunehmen. Die Einrich¬

tung einer solchen Revisionsstelle sollte nicht wegen angeb¬
lichen Personalmangels scheitern. Die Revisionsstelle kann
ihre Aufgaben voll und ganz erfüllen, wenn 40 bis 60 Prüfer
eingestellt würden, da ja nur die wirklichen Versicherungs¬
unternehmungen geprüft werden sollen. Hier handelt es sich
ober nur um etwa 280 Betriebe, mithin also für einen Prüfer
5 bis 7 Betriebe im Jahr. Bei der Prüfung durch das Amt
kommt es nämlich gar nicht darauf an, daß die Revisionen
kurz vor dem Jahresschluß erfolgen, vielmehr kommt es

darauf an, da& sie überhaupt im Jahre einmal erfolgen.

Die Kosten dieser Prüfer durch Umlage im Amte müßten
selbstredend von den Gesellschaften durch Umlage auf¬

gebracht werden, wie es ja beispielsweise auch in arideren
V/irtschaftsarten der Fall ist.

Was den Treuhänder fürdenPräm ienreserv e-

f on ds anbelangt, so muß auch hier völlige Unabhängigkeit
gesichert sein. Dann muß im Gesetz ausdrücklich festgelegt
werden, daß ein Treuhänder immer nur für eine Gesellschaft
bestimmt wird, er also nicht Treuhänder mehrerer Unter¬

nehmungen sein darf. Gleichfalls scheint es erforderlich,
um reinen Tisch von vornherein zu haben, für die Treu¬
händer durch Gesetz eine Maximalentschädigung zu be¬

stimmen, worüber nähere Ausführungen vom Aufsichtsamt

zu erlassen sind. Der Treuhänder wird im Gesetz nur für

Lehensversicherungsgescllschaften vorgesehen. Warum, sagt
der Entwurf nicht. Gerade die Fälle Frankfurter, Vater¬

ländische, Brandenburger usw. verlangen die Bestellung des

Treuhänders auch für die Sachversicherungsgesellschaften,

Und nun die Vorschriften über Beteiligungen, Wenn

irgenwie der Entwurf versucht fortschrittlich zu marschieren,
in der Frage der Beteiligungen steht er Gewehr bei Fuß.

Warum Kannbeslimmungen und kein Verbot? Die Aufsichts¬

behörde kann nach dem Entwurf den Versicherungsgesell¬
schaften Beteiligungen untersagen aber auch gestatten,
wenn das nicht aufsichtspflichtige Unternehmen bereit ist,
sich auf eigene Kosten den. gleichen Prüfungen des Ge¬

schäftsabschlusses zu unterwerfen, wie das Versicherungs-
vriteinehmen. Drne Bestimmungen erscheinen unhaltba"-.

Jeder, auch das Aufsichtsamt weiß, der Zusammenbruch der

Frankfurter erfolgte durch spekulative, veisicherungsfrenide
Beteiligungen. Deshalb kann nur ein Verbot solcher Ge¬

schäfte weitere unangenehme Folgen dein Versichcrungs-

gewerbe und der Volkswirtschaft ersparen. Die Prümien-

gelder überg'eben die Versicherungsnehmer den Gesell¬

schaften zu treuen Händen. Sie sind also schon von Hause

aus erste Treuhänder des Gutes der Versicherten. Sicheie

Anlage des Kapitals, ruhiges und gemäßigtes Arbeiten dieser

Prämiengelder, das würde bei einer Befragung die Mehrheit

der Versicherten verlangen. Dann aber auch wissen wir

uns mit der übergroßen Zahl der Versieh« ten einig in der

Auffassung, daß die Prämiengelder in solche Kanäle geleitet

werden, aus denen heraus sie hohe volkswirtschaftliche und

soziale Funktionen erfüllen sollen; wir meinen in erster Linie

den Kleinwohnung'sneubau.

Bis hierher zeigt der Entwurf gewiß gute, aber noch nicht

ausreichende Bestimmungen für die so notwendige Reform.

Es soll, weil gerade vom AfA-Bund und der Sozialdemokrati¬

schen Partei zuerst und allein die Reiormbestrebungen .

positiv betrieben wurden, anerkannt werden, daß der Ent¬

wurf grundsätzlich den Gedankengängen und Forderungen

unserer Denkschrift folgt. Der Gesetzgeber hat aber noch

viel nachzuholen. So die uneingeschränkte Unterstellung
der Rück- und-Transportversicherung. Bleibt

die Rückversicherung frei, dann bleibt die Reform der Auf-'

sieht nur ein Stückwerk. Man soll sich dabei auch nicht

schrecken lassen mit Bemerkungen, wie die „Rück" wandern

aus. Der Gesetzgeber könnte dann sehr schnell Mittel und

Wege finden, um die deutschen Rückversicherer an ihre

„nationalen" und volkswirtschaftlichen Pflichten zu erinnern

und sie zur Besinnung zu bringen. Die Rückversicherer be¬

herrschen die Erstversicherer, also auch die Münchener

Rück den gewaltigen Allianzkonzern. Deshalb wird ver¬

schärfte Aufsicht nur für Erstversichercr zu einem stumpfen
Schwert, bleibt die Rückversicherung aufsichtsfrei. Auch

für die Transportversicherung- kann auf Aufsichtspflicht nicht

verzichtet werden. Daran ändert auch nichts, daß künftig

Kraftfahrzeug- und Fahrradversichentng nicht als Transport¬
versicherung angesehen, mithin also aufsichtspilichtig werden.

Die Gefahren, die die Aufsichtspflicht für die gesamte Trans¬

portversicherung zwingend verlangen, liegen, wie nicht nur

direkt Eingeweihte wissen, auf ganz anderem Gebiete. Eins

vor allem, Aufsichtspflicht wird auch Prämienschleudcrei

unterbinden und gesunde und tragbare Prümiendisziplin zur

Folge haben.

Einige wichtige unserer Forderungen läßt der Entwurf

überhaupt unberücksichtigt. Wir hegen darüber kein Be¬

fremden, da der Kurs der Reichsregierung, die den Entwurf

des Reichswirtschaftsministoriums gebilligt hat, rückschritt¬

lich in sozialpolitischen und sonstigen Ärbeitnehmerforde-

rungen ist. -

So übergeht die Reichsregierung im vorgelegten Entwurf

die Forderungen auf Neuordnung der Rechtss tel-
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lung von Agenten und Werbern, auf Fusions¬

schutz für die Angestellten und auf Neuordnung
der Bestimmungen über die Zusammensetzung des Beirates

im Aufsichtsamt-. Sind diese drei Punkte wirklich so

brennendes Eisen, duß sie von der anderen Seite nicht an¬

gefaßt werden können? Sollten die Versicherungsunter¬
nehmer und das Aulsichtsamt nicht das gleiche Interesse

an der Schaffung einer gesunden Basis für die Agenten und

Werber haben? Sind die Unternehmer der Meinung, sozial

sei es richtig, wenn durch Fusionen die Angestellten dem

Massenelend Arbeitslosigkeit zugeführt werden? Hier muß

beizeiten ein Riegel vorgeschoben werden, der unsoziale

Handlungen verhindert. Noch befinden wir uns im Anfang-
der Fusionszeit. In Oesterreich und der Tschechoslowakei

haben die Versicherungsangestellten schon lange diesen

Fusionsschutz. Und nun der Beirat. Er hat versagt,
nicht etwa die drei Angestelltenbeisitzer von dem 51köpfigen
Beirat. Wenn im Beirat auch so etwas wie Demokratie ein¬

ziehen soll, dann ist es in ganz besonderem Maße erfor¬

derlich, die Versicherten und Angestellten so stark in den

Beirat zu berufen, daß sie auch geltenden Einfluß ausüben

können.

Ohne Erfüllung dieser drei wichtigen Forderungen gibt es

keine ausreichende und befriedigende Reform, die so not¬

wendig ist im Interesse aller am deutschen Versicherungs-
gewerbe Beteiligten. Das sind wohl auch neben Aktionär

und Vorstand die Versicherten und Angestellten.

&EWERKSCHASTEN UM) POLITIK

Die „Handelswacht" muß parieren

,
Die wenig beneidenswerte Lage, in der sich der Deutsch¬

nationale Handlungsgehilfenverband durch den Sieg der

Nationalsozialisten befindet, wird durch die folgende Notiz

im „Völkischen Beobachter" vom 25. September erneut be¬

stätigt. Die „Handelswacht" hatte sich erlaubt, ihren gewerk¬
schaftlichen Standpunkt in dem Konflikt der Berliner Metall¬

industrie auch gegenüber dem Hitler-Organ zu verteidigen.
Dafür wird ihr mit folgenden Worten auf "die Finger
geklopft:

„Die „Zwiespältigkeit"

Die „Deutsche Handelswacht" fühlt sich in ihrer letzten

Nummer vom 10. September (Nr. 17) verpflichtet, der

NSDAP. „Zwiespältigkeit" der parteioffiziösen Auf¬

fassungen vorzuwerfen. Die „Zwiespältigkeit" sieht sie in

zwei Artikeln, von denen der eine über den Gewerkschafts-

. betrug im „Völkischen Beobachter", der andere über die

Kündigungen in der Berliner Metallindustrie im „Angriff'*
erschien. Die „Deutsche Handelswacht" behauptet dann, im

„Völkischen Beobachter" wäre die Ablehnung der Gehalts¬

kürzungen durch die Gewerkschaften als „Gewerkschafts-
betrug" bezeichnet worden, während der „Angriff" die nach¬

trägliche Zustimmung der Gewerkschaften zu den Gehalts¬

kürzungen als „Vertretung der Unternehmerinteressen" ge¬
brandmarkt hat.

Es gibt keine Bewegung oder Partei in Deutschland, dio

mit gleicher Klarheit ihr Programm aufgestellt hat, und die

mit ähnlicher unbedingter Folgerichtigkeit ihre Ziele vertritt,
wie die NSDAP. So ist auch die nationalsozialistische

Stellungnahme zu den Gewerkschaften wiederholt eindeutig
festgestellt worden. Die Gewerkschaften werden von uns

als notwendige Organisationen bejaht. Die heutigen Führer

der freien und christlichen Gewerkschaften mißbrauchen
aber diese Verbände zu einem unglaublichen Volksbetrug,
wenn sie auf der einen Seite behaupten, gegen die Lohn¬

kürzungen kämpfen zu wollen, auf der anderen Seite aber

durch Unterstützung des Marxismus eine Politik treiben,
die notwendig zu diesen Lohnkürzungen führen muß. Das

ist der „Gewerkschaftsbetrug", wie wir diese Politik im

„Völkischen Beobachter" genannt haben! Und mit dieser

Beurteilung- stimmt auch der zitierte Aufsatz im „Angriff"
voll überein.

Wir halten die Herren von der „Deutschen Handelswacht"
des DHV. nicht für so dumm, daß sie den Sinn der beiden

Aufsätze nicht verstanden hätten. Mit Rücksicht auf den
14. September hielten es aber die Herren scheinbar für an¬

gezeigt, am 10. September noch ein bißchen gegen die
NSDAP, zu hetzen... Der 14. September wird sie aber

überzeugt haben, daß sie dies im Interesse ihres eigenen
Ansehens in Zukunft besser unterlassen!"

Armer DHV.I

BEAMTENBEWEGUNG

Der 3. Kongreß
des Allgemeinen Deutschen Beamtenbundes

Der 3. Bundeskongreß des Allgemeinen Deutschen Be¬

amtenbundes, der in der Zeit vom 18. bis 20. September 1930

in der Tonhalle zu München tagte, wies einen außerordent¬

lich starken Güstebesuch aus Inland und Ausland auf.

Reichs-, preußische und bayerische Regierung waren ver¬

treten, Reichspost- und Reichsbahnverwaltung, die Stadt¬

verwaltung München, das Internationale Arbeitsamt sowie

Parteien des Reichstags, des preußischen und bayerischen
Landtags hatten Vertreter entsandt. Auch Reichstagspräsi¬
dent Lobe wohnte der Tagung bei. Vertreter befreundeter

Organisationen :— ADGB. und AfA-Bund — sowie Dele¬

gierte zahlreicher Wirtschaftsverbände waren erschienen.

Die Beamteninternationale und die ihr angeschlossenen Ver¬

bände Frankreichs, Hollands, Oesterreichs und der Tschecho¬

slowakei waren vertreten.

Der Kongreß stand naturg'emäß unter dem Eindruck des

Wahlergebnisses. In den Referaten und im Geschäftsbericht

kam eine starke politische Note zum Ausdruck. Soeben

hatte der thüringische Innenminister Frick den Verband

Thüringer Polizeibeamten als politischen Verein erklärt

wegen einer in der Allgemeinen Deutschen Beamtenzeitung
veröffentlichten Aufforderung, Liste 1 der Sozialdemokratie

zu wählen. Auch in anderen dem ADB. angeschlossenen
Verbänden hatte diese Veröffentlichung Bedenken erweckt

oder gar, wie beim Bund Sächsischer Staatsbeamten, leb¬

haften Protest ausgelöst. Mitglieder der Bundesleitung ver¬

traten die Auffassung-, daß in dieser Veröffentlichung eine

Verletzung der parteipolitischen Neutralität nicht erblickt

werden könne. Die Angelegenheit wurde eingehend in der

dafür zuständigen Kommission erörtert und durch Annahme

einer Entschließung bereinigt.
Das Referat des Kollegen Dr. V ö 11 e r über „Ratio¬

nelle Personalpolitik in den öffentlichen

Verwaltungen und Betrieben" bot eine Fülle

interessanten Materials. Es enthielt Perspektiven für den

sozialen und rechtlichen Umbau und Ausbau der Beamten¬

stellung, die bei der Erörterung der von der Regierung
Brüning geplanten beamtenpolitischen Maßnahmen beson¬

dere Beachtung verdienen. Die zu dem Referat Völters an¬

genommene Entschließung hat folgenden Wortlaut:

,-,Der 3. Bundeskongrefi des ADB. hat sich mit den die

Beamten betreffenden Bestimmungen des Ausgabensenkungs¬
gesetzes beschäftigt, das die Reichsregierung ausgearbeitet
hat. Er hält diese Vorschriften nicht für geeignet, die

öffentlichen Finanzen in irgendwie erheblichem Umfange zu

entlasten. Diese Bestimmungen behandeln wichtigste Be¬

amtenrechtsfragen lediglich von Ersparnisgesichtspunkten
aus und enthalten demgemäß Verschlechterungen des gel¬
tenden Rechts für die Regelung des Urlaubs, die Stellung*
der weiblichen Beamten, die Altersgrenzen und die Berech¬

nung des Pensionsdienstalters der Wartestandsbeamten.

Diese Rechtsverschlechterungen stehen außer jedem Ver¬

hältnis zu der erwarteten Ausgabenersparnis. Der Kongreß
lehnt daher die Bestimmungen des Ausgabensenkungs¬
gesetzes ab. Insbesondere legt er Verwahrung dagegen ein,
daß an Stelle der dringlichen zeitgemäßen Reform des ge¬

samten Beamtenrechts mit dem Ausgabensenkungsgesetz der

Weg- der Gesetzesnovellierungen beibehalten wird, der seit

dem Inkrafttreten der Reichsverfassung fast ausschließlich

zur Verschlechterung des Beamtenrechts beschritten worden

ist. Diese Praxis kann nicht mit der Achtung- vor der Reichs¬

verfassung vereinbart werden, die als Grundgesetz des ge¬

samten Staatslebens die Richtung der zukünftigen Rechts¬

politik bestimmen sollte. Der Kongreß erneuert im Interesse

des Staates und der Beamtenschaft die vom ADB. oft wieder¬

holte Forderung nach der Schaffung- eines modernen Beamten¬

rechts, die derartige Teilnovellierungen überflüssig macht.

Der Vortrag' des Berliner Staatsrechtslehrers Universitäts-

professors Dr. Heller bewegte sich auf hohem Niveau.

Professor Heller erklärte u. a., daß die Bureaukratie nicht

die politische Führung des Volkes, sondern die Aus¬

führung des Willens der politischen Führung zu leisten

habe. Wenn die Bureaukratie sich nicht in ihrer Amtstütig--
keit diese politische Entsagung- auferlege, so laufe sie Ge¬

fahr, über kurz oder lang alle die politischen Rechte zu

verlieren, die der parlamentarische Staat ihr gegeben hat.

Der Vortragende erklärte verschiedentlich, daß er nur für

sich persönlich spreche und daß er auch den Widerspruch
des Kongresses voraussehe, wenn er sich für relative Ent-
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Politisierung durch Verzicht auf das passive Wahlrecht
seitens der Beamten in der obrigkeitlichen Verwaltung ein¬
setze.

- Er trete ein für die Ersetzung des öffentlich-recht¬
lichen Beamtentums in den Betrieben durch ein sozial gleich-
oder höherwertiges privatrechtliches Anstellungsverhältnis
und ausreichende Bezahlung gerade der untersten Gruppen
der öffentlichen Funktionäre. Daß dieser Teil der Heller-
schen Ausführungen auch Widerspruch in der Beamten¬
schaft auslösen wird, ist sicher. Jedenfalls werden die Dar¬

legungen Hellers die bisher bereits geführte Diskussion
über diese Fragen in erheblichem Maße fördern.

Einen gut orientierenden Ueberblick über die Organisa-
tionsverhältnisse in der Beamtenbewegung gab Kollege
Kunze vom Bundesvorstand.
Der 3. Bundeskongreß des ADB. hat die Problemstellung

der aktuellen beamtenpolitischen Fragen in hellste Beleuch¬

tung gerückt. Der von dem Bundesvorsitzenden, Kollegen
Falkenberg, erstattete Geschäftsbericht ergab die Fest¬

stellung, daß die freigewerkschaftliche Beamtenbewegung
sich nicht nur ziffernmäßig- aufwärts bewege, sondern daß
sie auch fortgesetzt an Boden in der Beamtenschaft ge¬
winne. Daß diese Entwicklung im Zeichen des Kampfes steht,
braucht nicht besonders betont zu werden.-
Der Vorstand wurde in seiner bisherigen Zusammen¬

setzung einstimmig wiedergewählt. A. F.

BETRIEBSRÄTE

Betriebsrätewahlen 1930

Nachstehend veröffentlichen wir das bisherige Ergebnis
der diesjährigen Betriebsratswahlen.

Gewählte Bciriebs-
Lan desarb e i tsa m i: Betriebe: und

Angestellten rate:

Ostpreußen 47 143
Schlesien . . . 137 505
Brandenburg 583 2450
Pommern 23 89
Nordmark 68 303
Niedersachsen 127 141

Rheinland-Westfalen 662 1322
Hessen 12 63
Mitteldeutschland 482 1375
Sachsen 394 1584
Bayern 23 81
SüdWestdeutschland 186 778

2744 8834

Unsere Erhebung erstreckt sich über 2744 Betriebe mit
8834 AfA-Betriebs- bzw. Angestelltenräten. Ein abschließen¬
des Ergebnis kann leider noch nicht veröffentlicht werden,
da immer noch verspätet Meldungen eingehen. Soviel kann
jetzt schon gesagt werden, dafi der AfA-Bund an der Spitze
in der Betriebsrätebewegung, soweit es die Angestelltenschaft
anbelangt, marschiert. Wir erwähnten schon in unserer

„Bundeszeitung" Nr. 7/8, dafi gar keine Rede davon sein
kann, dafi die Führung bei den Betriebsratswahlen beispiels¬
weise bei dem GdA liege, wie er dies in seinen Zeitschriften
Nr. 13/14 und 17 behauptete. Bei Zugrundelegung der Zahl
der Betriebe ist ohne weiteres zu ersehen, dafi in den ein¬
zelnen Betrieben die Betriebs- bzw. Angestelltenräte des GdA
außerordentlich schwach vertreten sind. Kommt doch auf
einen Betrieb nur reichlich ein Angestelltenrat. Trotzdem

unsere Erhebung sich gegenüber dem GdA auf einen wesent¬
lich kleineren Teil der Betriebe beschränkt, ist d*.s Gesamt¬
ergebnis ein günstigeres. Es bestätigt sich, was wir bereits
im Juli gesagt haben, daß der GdA vorwiegend in kleinen
und mittleren Betrieben vertreten ist, wahrend in den
größeren Betrieben unsere AiA-Angestelltenrüte vor¬

herrschen. Dies ist klar ersichtlich, wenn man bei beiden
Erhebungen die Zahl der Betriebe mit der der Angestellten-
rate vergleicht. Der Erfassung des GdA liegen 5815 Betriebe
mit 7406 Angestelltenräten zugrunde, dagegen umfaßt beim
AfA-Bund die Erhebung nur 2744 Betrieb?, in denen wir
8834 Angestelltenräte besitzen. Also ein wesentlich günsti¬
geres Verhältnis in bezug auf die Starke pro Betrieb.
Daraus ergibt sich, daß, wenn von einer Führung- ge¬

sprochen werden kann, diese beim AfA-Bund liegt und
weiter, daß insbesondere die größeren Betriebe, die richtung¬
gebend sind, sich unter dem Einfluß der Angestelltenräte des
AfA-Buntles befinden. Hinzu kommt, daß auch unsere

Erfassung keine endgültige ist, wie dies bei allen Erfassungen,
die einseitig vorgenommen werden, der Fall sein wird. Immer
kann nur der Teil der Betriebe erfaßt werden, der seiner

Meldepilicht nachkommt. Steht doch der Prozentsatz der er¬

faßten Betriebe in keinem Verhältnis zur tatsächlichen Zahl
der Betriebe. Wir dürfen deshalb ohne weiteres behaupten,
daß sich die Zahl unserer Betriebsräte bei einer Erfassung-
sämtlicher Betriebe noch wesentlich erhöhen dürfte. Es wird
einmal die Aufgabe amtlicher Stellen sein, eine restlose Er¬
fassung herbeizuführen, um über den Stand der Bctriebsrate-
bewegung Klarheit zu erzielen. Bei dieser Gelegenheit kann
die Verbandszugehörigkeit mit berücksichtigt werden, so

daß eine Erhebung zustande kommen dürfte, die als endgültig
bezeichnet werden kann. W. Fr.

f%t$Tis.i4^^
Stand oin Letzten

TT , .
ittii ('es Monats v. H.

I. Industrie und Handel: August iwo Juli 1930

a) Kaufmännische Angestellte (ZdA.) ... 6,5 6,3
b) Technische Angestellte (Butab) .... 11,7 11,4
c) Werkmeister 4,2 4,1
d) Poliere und Schachtmeister im Bau¬

gewerbe 16,8 16(8
e) Werkmeister der Schuhindustrie . . . 10,6 10,3

II. Behörden (einschl. Anstalten der

Sozialversicherung):
a) Bureauangestellte (ZdA.) ...... 4,3 4,2
b) Technische Angestellte (Butab) .... 10,5 10,1

Index der Erwerbslosigkeit
T .

.
i tt »i Beredmiingsb,!

Industrie und Handel August iyjj

a) Kaufmännische Angestellte (ZdA.) . . 175,7
b) Technische Angestellte . . . . . . 225,7
c) Poliere, Schachtmeister im Baugew. 145,2
d) Werkmeister der Schuhindustrie . . 172,9

•i.s l'):7,29
Juli 1930

170,1
220,1
144,8
167,7

Gewogener Durchschnitt: 183,3
Behörden (einschließlich Anstalten

der Sozialversicherung)
a) Büroangestellte (ZdA.) 143,9
b) Technische Angestellte 647,6

179,6

143,4
627,3

Gewogener Durchschnitt: 185,8 183,6

Präsident Dr. Theodor von Olshausen
Am 2. September 1930 verschied nach längerem schwerem

Leiden im 54. Lebensjahre der Präsident des Direktoriums
der Reichsversicherungsanstalt für Angestellte, Herr
Dr. Theodor von Olshausen. Der Verschiedene hat mit

großem sozialen Verständnis für die Bedürfnisse der An¬
gestellten, mit Entschlossenheit und Tatkraft, sowie mit

großer Objektivität gegenüber allen Richtungen der An¬
gestelltenbewegung am Ausbau und in der Verwaltung der

Angestelltenversicherung- erfolgreich gewirkt.
Der Vorstand des AfA-Bundes hat sowohl dem Direk¬

torium als auch der Witwe des Verschiedenen sein tief¬

empfundenes Beileid ausgesprochen und zum Ausdruck ge¬
bracht, daß er dem Toten ein ehrendes Andenken bewahren
werde.

Unsere Forderungen an den neuen Reichstag
Die Reichstagswahl hat — mögen auch sonst die Meinungen

über ihr Ergebnis noch so sehr auseinandergehen — be¬
wiesen, daß eine große Mehrheit unseres Volkes die gegen¬
wärtige soziale Not als unerträglich empfindet und Abhilfe
verlangt. Die Abhilfe wird in der Tat immer notwendiger
und dringender — auch für die Angestellten.
Geradezu ein Weckruf ist der letzte amtliche Bericht über

die Arbeitsmarktlage für Angestellte. Danach hat sich in

dem zweimonatigen Berichtszeitraum die Arbeitsmarktlage
für Angestellte weiter verschlechtert. Während im Juni die

ungünstige Entwicklung im Reichsgebiet fast zum Stillstand

kam, hat der Beschäftigungsrückgang im Juli wieder be¬

trächtlich zugenommen. Die Entlassungen zum Quartals-
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Schluß haben die Befürchtungen vielfach noch übertreffen.

Zahlreiche Kündigungen, zum Teil mit der Absicht, die

Gehälter herabzudrücken, schweben. Sie eröffnen trübe

Aussichten für den seit längerer Zeit besonders ungünstigen

und sich ständig verschlechternden Arbeitsmarkt der An¬

gestellten. Ehemals selbständige Betriebsinhaber und lang¬

jährige Provisionsvertreter melden sich in zunehmendem

Umfange als Arbeitslose, da sie nicht mehr genügenden
Absatz ihrer Ware finden. Daneben gehen Stellungsuchende
über zu minderbezahlter oder berufsfremder Arbeit.

Unter den Neuzugängen der Arbeitsuchenden befinden

sich wieder viele Angestellte, die ihre Stellung bereits lange

innehatten. Sie erhielten ihre Entlassung sowohl infolge

Auflösung' von Betrieben als auch infolge Einstellung jüngerer

Kräfte. Jüngere Angestellte wiederum wurden vielfach durch

Lehrlinge ersetzt. Dabei wird über die schlechte Ausbildung
mancher Lehrlinge g-eklagt. — Soweit der amtliche Bericht.

Inzwischen sind die Verhältnisse noch ungünstiger geworden.
Wie es mit der Ausbildung der Lehrlinge steht, zeigt der

Gewerbeinspektor G. Schwab, München, im „Reichsarbeits¬
blatt" II 347. Der Verfasser berichtet: Die fortgesetzten

Klagen über Mißstände in der Ausbildung der Kaufmanns¬

lehrlinge veranlaßten Erhebungen auf größerer Grundlage,
als sie im Rahmen der gewöhnlichen Betriebsbesichligung-en
durch die Gewerbeaufsichtsbeamten möglich sind. Der

Oberstadtschulrat der Stadt München ließ die fortbildungs¬

schulpflichtigen Lehrlinge Fragebogen ausfüllen und stellte

die Antworten dem Gewerbeinspektor zu. Aus den Ant¬

worten ergibt sich, daß in vielen Fällen die Lehrlinge über¬

mäßig zu Arbeiten herangezogen wurden, die in keinem Zu¬

sammenhang mit einer kaufmännischen Ausbildung stehen.

Von 4292 Lehrlingen wurden 592 Lehrlinge täglich längere
Zeit zum Abstauben und anderen Reinigungsarbeiten ver¬

wendet, wie Fußbodenwischen, Fenster und Klosett putzen,

Teppiche klopfen usw.; 25 Lehrlinge wurden zu Haushalts-

arbeiten herangezogen: Waschen, Putzen, Strümpfe stopfen,
Kinder warten, Hunde versorgen usw. 66 Lehrlinge mußten

meistens Waren verpacken, Waren austragen und Karren

schieben; 214 Lehrlinge wurden überwiegend mit Boten¬

gängen beschäftigt: 1 Lehrling hatte im 1. Lehrjahre ledig¬
lich Anzüge auszubürsten; ein anderer Lehrling wurde im

1. Lehrjahre bei einem „Großhändler" mit der Fütterung
von Hühnern beschäftigt.
Im ganzen war bei 1555 Lehrlingen die Ausbildung zu be¬

anstanden. Die Art der Beschäftigung laßt bei vielen Lehr¬

lingen eine oberflächliche und oft einseitige Ausbildung er¬

kennen. Dieser Mißstand ist eine Folge davon, dafi nur in

verhältnismäßig wenigen Betrieben eine planmäßige Aus¬

bildung durch den Betriebsleiter üblich ist. Auch das Be¬

streben vieler Geschäftsinhaber, durch den Lehrling einen

Ausgcher und Lagerarbeiter oder eine Putzfrau zu ersparen,

wurde durch die Erhebungen bestätigt. Zum Schluß faßt der

Verfasser das Ergebnis der Umfrage wie folgt zusammen:

Die Zustände sind wenig befriedigend. Die Erfüllung der

seit Jahren erhobenen Forderungen bezüglich eines Lehr¬

lingsschutzes im Handelsgewerbe, der die Gewähr für eine

sachgemäße Berufsausbildung gibt und damit auch wohl zu

einer Entlastung des Arbeitsmarktes wesentlich beitragen

könnte, ist mit Rücksicht auf das Ansehen des Kaufmanns¬

.standes und auf die Zukunft der deutschen Wirtschaft eine

dringende Notwendigkeit. Die jetzige Wirtschaftsstörung

ist die Folge davon, daß unsere Wirtschaft mehr Waren

liefert, als im Inland und Ausland abgesetzt werden kann.

Fast alle Länder leiden unter einer großen Arbeitslosigkeit.
Die deutsche Wirtschaft hängt mindestens ebenso wie die

ausländische Wirtschaft davon ab, dafi ihr neue Absatz¬

möglichkeiten eröffnet werden. Die Großkapitalisten sehen

den einzigen Ausweg aus den jetzigen Schwierigkeiten darin,

daß sie auf dem Weltmarkte durch billigere Preise neue

Käufer ihrer Waren anlocken. Um dies ohne eigenen

Schaden tun zu können, versteifen sie sich auf die Ver¬

ringerung der Herstellungskosten für ihre Waren durch die

Verschlechterungen der Arbeits- und Lohnbedingungen der

Arbeitnehmer. Im Inlande dagegen halten sie die Preise

möglichst hoch und wollen auf diese Weise den geringeren
Gewinn aus ihren Auslandsgeschäften ausgleichen.
Dieses Vorgehen muß, ganz abgesehen von den Bedenken,

die im Interesse der gesamten Volkswirtschaft anzuführen

waren, schon aus sozialpolitischen Gründen aufs

schärfste angegriffen werden. Die Arbeits- und Lebensver¬

hältnisse der Angestellten und Arbeiter sind wahrlich nicht

so, daß sie noch tiefer herabgedrückt werden könnten. In

einem der_ letzten Hefte der Wochenschrift „Magazin der

Wirtschaft" hat Dr. Werner. < Bohnsiedt die „Angestellten¬

gehälter" auf Grund neuer Erhebungen besprochen. Obgleich
in den ermittelten Zahlen die günstigeren Verhältnisse zu:

stark hervortreten, ergibt sich, daß in einer gehobener»

Stellung nur etwa ein Viertel der erfaßten Angestellten be¬

schäftigt sind. Für die große Masse bleibt das Gehalt, selbst

wenn die Verantwortung in der Arbeit groß ist, unter 300 Mk.

monatlich und damit unterhalb der Grenze, von der an ein

„bürgerliches" Leben geführt werden kann. Dazu kommt

eine starke Unsicherheit, weil die hohen Gehälter nach dem

40. Lebensjahre leicht bewirken, daß ihre Empfänger zuerst

abgebaut und zuletzt eingestellt werden, solange jüngere

Kräfte vorhanden sind. Und in der Tat verlangen die

Arbeitgeberverbände, daß diese Zustände noch weiter ver¬

schlechtert werden!

Der Kapitalismus hat die wichtigsten Teile der Wirtschaft

in Kartellen, Trusts und sonstigen Unternehmerverbänden

gebunden. Sie regeln das Wirtschaftsleben zu ihrem eigenen

Vorteil auf Kosten der großen Masse. Die Folge davon ist,

daß in demselben Maße wie das Kapital sich bereichert, die

Kaufkraft der großen Massen der Arbeitnehmer sinkt, die

Betriebe stillgelegt werden, die Arbeitslosigkeit wächst, das

Vertrauen zur Wirtschaft schwindet, die Zinssätze steigen,

die giofie Masse in Not und Hoffnungslosigkeit hinabge¬

drückt wird. Und dennoch erschöpft sich die Weisheit der

großkapitalistischen Wirtschaftsführer darin, daß es den An*

gestellten und Arbeitern zu
— gut gehe.

Aber auf diesem Wege geht es nicht weiter. Nicht allein

den Großknpitalisten, sondern dem ganzen Volke hat die

Wirtschaft zu dienen. Jeder von uns muß seine Pflicht in

der gemeinsamen Arbeit erfüllen, aber auch seinen vollen-

Anteil an dem Ertrage der gemeinsamen Arbeit haben. Det'

einzelne Betrieb ist nicht Selbstzweck, sondern nur ein Mittel

zum Wohle der gesamten Wirtschaft. Je unfähiger sich die

Großkapitalisten erweisen, um so mehr müssen die Ange¬

stellten und Arbeiter die Wirtschaftsführung übernehmen,

wie es die freien Gewerkschaften fordern.

Die Aufgabe des neuen Reichstags ist groß und schwierig.

Die Zeit ist aber so ernst, dafi er sich ihr nicht entziehen

darf. Klar und kräftig muß er sich von den arbeitnehmer¬

feindlichen Plänen der Arbeitgeberverbände abwenden und

den Forderungen der-freien Gewerkschaften Rechnung tragen.

Gustav Hoch.

Stand der Gewerbehygiene
8. ABGB.-Bundesausschußsitzung in Dresden

Nachstehend veröffentlichen wir das Referat des Kollegen

Dr. Meyer-Brodnitz, Vertreter für Gewerbehygiene beim

Bandesvorstand des Allgemeinen Deutschen Gewerkschafls-

bundes. in der R. Bundesausschnß-Sifzung des ADGB. hl

Dresden. Das Referat behandelt die grundsätzliche Bedeutung

der Verordnung über Berufskrankheiten für die moderne

GeAverbehygiene. Die Redaktion.

Die Gewerbehygiene, der Gesundheitsschutz im Betriebe,
hat durch die Verordnung über Berufskrankheiten ihre ge¬

setzliche Grundlage bekommen. So unscheinbar sich bei

der Fülle der sozialpolitischen Gesetze und Verordnungen

eine einzelne Verordnung ausnehmen mag, die eine be¬

schränkte Anzahl — "nämlich 22 — Berufskrankheiten den

entschädigungspflichtigen Unfällen gleichstellt und somit

in die Unfallversicherung einbezieht, so groß ist ihre prak¬
tische Bedeutung einerseits für den Gesundheitsschutz im

Betriebe, anderseits versicherungsrechtlich für die Berufs¬

kranken. Sie ist zur Kernfrage der Gewerbehygiene ge¬

worden.

Im folgenden sollen nun kurz die Wirkungen befrachtet

werden, die die Verordnung hat:

I. auf die Krankheitsverhütung im Betriebe durch die

Berufsgenossenschaften;
II. versicherungsrechtlich bezüglich der Entschädigung

und der Forschung;
III. bezüglich unserer Forderungen an den Ausbau der

Verordnung und der Wege, diese Forderungen durch¬

zusetzen.

I.

Der Schutz der Berufskrankheiten, soweit diese entschädi¬

gungspflichtig sind, fällt den Berufsgenossenschaften zu. Im

gleichen Sinne wie durch Unfallverhütungsvorschriften, die

im Betriebe durchgeführt werden, dem Entstehen von Un¬

fällen vorgebeugt wird, muß nunmehr, nachdem einzelne Be¬

rufskrankheiten gleichfalls als Unfälle anerkannt sind, und

somit durch ihre Entschädigungspflicht zu geldlichen Lasten

für die Berufsgenossenschaften führen, das Entstehen von

Berufskrankheiten, verhütet werden. Dies versetzt die Be*-

160



rufsgenossenschaftsvorstände in die Zwangslage, ihrerseits
Krankheitsverhütungsvorschriften zu schaffen und diese in
den Betrieben durchzuführen.. Wir wissen, wie geringfügig
unsere Rechte in den Berufsgenossenschaften als reinen
Arbeitgeberorganisationen sind, aber einige Rechte gibt
uns die Reichsversicherungsordnung doch, wie z. B. das
sehr wichtige, beim Erlaß von Unfallverhütungsvorschriften
mitzuwirken. Es muß nun unsere Aufgabe sein, die Ge¬
werkschaftsvertreter in dieser Tätigkeit zu schulen, um mit
größerem Nachdruck eine wirksame Krankheitsverhütung
zu erreichen.

Diese Anregung, die schon im Jahre 1929 kurz nach Er¬
laß der Verordnung über Berufskrankheiten vom Bundes¬
vorstand ausging, ist bei den Verbänden auf fruchtbaren
Boden gefallen. Wir können berichten, daß der Nahrungs¬
mittel- und Getränkearbeiter-, Metallarbeiter-, Bekleidungs¬
erbeiter-, Schuhmacher- und Hutarbeiterverband die ihnen
nahestehenden Versichertenvertreter ihrer Berufsgenossen¬
schaften zusammenberufen haben, um sie für ihre Aufgabe
zu schulen. In den Sitzungen wurden vor allem die kon¬
kreten Aufgaben an Hand der letzten Jahresberichte be¬
sprochen, vor die die Versichertenvertreter bei ihrer Tätig¬
keit in den Sektionen und Vorständen der Berufsgenossen¬
schaften gestellt werden. Mit der so gewonnenen Sach¬
kenntnis konnten unsere Vertreter die Neugestaltung df.r

Krankheitsverhütungsvorschriften wirksam beeinflussen. Es
ist zu wünschen, daß auch die anderen Verbände dieser
Aufgabe ihr Interesse zuwenden und, soweit Berufskrank¬
heiten in der ihnen entsprechenden Berufsgenossenschaft
vorkommen, nachdrücklichst an der Schulung und Beein¬
flussung ihrer Veisichertenvertreter arbeiten.

Durch Einwirkung auf das Reichsversicherungsamt ist es

dem Bundesvorstand gelungen, auch über das Reichsver¬
sicherungsamt, dem die endgültige Genehmigung- von Un¬
fall- und Krankheitsverhütungsvorschriften obliegt, dahin¬
gehend einzuwirken, dafi das Reichsversicherungsamt uns

von sich aus zuzieht, resp. seinerseits die Berufsgenossen¬
schaften veranlaßt, unsere Vertreter an den Beratungen zu

beteiligen. Derartige Beratungen sind augenblicklich mit
dem Verband der deutschen Baugewerks-Berufsgenossen-
schaften im Gange, bei denen das Neuartige und für viele
andere Industriezweige wichtige Gebiet der Verhütung von

Gesundheitsschäden durch Preßluftwerkzeuge und von

Staublungenerkrankungen die Hauptrolle spielt. Wir haben
unsererseits praktische Vorschläge gemocht. Die Beratun¬
gen sind jedoch noch nicht völlig abgeschlossen.
Die Beratungen über Krankheitsverhütungsvorschriften

von Infektionskrankheiten des Krankenpilegepersonals usw.,
an denen der Gesamtverband beteiligt ist, stehen unmittel¬
bar bevor.

II.

Die Verordnung über Berufskrankheiten ist ein völlig¬
neues Rechtsgebiet. Diese Tatsache macht das Zögern ver¬

ständlich, mit dem das Reichsarbeitsministerium an die
Schaffung einer Entschädigungspflicht für Berufskrankheiten
herangegangen ist. Die Widerstände, die Wissell zu über¬
winden hatte, waren in materieller und rechtlicher Hin¬
sicht sehr groß. Nachdem es gelungen war, insbesondere
die schweien Staublungenerkrankungen in die Verordnung
aufzunehmen, wurden die Versicherungsämter und ins¬
besondere der neugeschaffene Senat für Berufskrankheiten
mit den sogenannten Rückwirkungsfälien überrannt. Während
im Jahre 192S rund 4000 Anzeigen über Berufskrankheiten
erfolgten, waren es im Jahre 1929 22000 Anzeigen. Der
neugeschaffene Senat für Berufskrankheiten hatte an 8000
Fälle zur Bearbeitung aufgebürdet bekommen, so daß man

fast den Eindruck gewinnen konnte, man wollte die Ver¬
ordnung, die durch die Gleichstellung von durch Berufs¬
krankheit arbeitsunfähig Gewordenen mit Unfallvei letzten
endlich ein altes Unrecht ausgleicht, in Mißkredit bringen.
Die knappschaftliche Invaliden- und Krankenversicherung
insbesondere machte nur alle möglichen durch Invalidisierung
längst abgeschlossene Verfahren neu anhängig- und zwang
ihre Versicherten, auf Entschädigung für ihre Stuublungen-
erkrankung zu klagen. Wenn die sämtlichen anhängigen
Verfahren im selben Tempo wie bisher vom Senat für Berufs¬
krankheiten bearbeitet worden wären, so kann man be¬

rechnen, daß bis zu ihrer vollen Erledigung etwa acht Jahre
nötig gewesen wären. Um dem zu entgehen, ist vom Reichs¬
arbeitsministerium unter dem 18. Juli 1930 eine neue Ver¬
ordnung über das Verfahren des Senats für Berufskrank¬
heiten in Kraft gesetzt worden. Nach dieser kann bei absolut
Warliegenden Füllen ohne die Mitwirkung der Beisitzer aus

Arbeitgeber- und Arbeitnehmerkreisen und ohne mündliche
Verhandlung entschieden werden (wenn der Berichterstatter
mit dem Senotsvcrsitzenden und den Aerzten bezüglich der
Beurteilung der Sach- und Rechtsluge einig ist).
Diese Verordnung bedeutet nicht eine Schmälerung der

Rechtsgarantien, sondern sie stellt bei klaren Fällen eine
absolut nötige Vereinfachung des Rechtsweges dar. Wir
haben meines Erachtens daher keinen Grund, gegen diese
Verordnung vorzugehen.
Wenn man bedenkt, daß die Entschüdigungspflicht fü'-

Bnrufskrankheiten jetzt erst 1 K> Jahre in Kraft ist, wird man

verstehen, daß statistische Uebeisichten über ihre Aus¬
wirkung bisher noch nicht beizubringen sind. Immerhin
läßt sich sagen, daß leider die Berufsgenossenschaften in
sehr engherziger Weise verfahren und daß insbesondre von

der Kannbestimmung, eine Uebergangsrente zu gewähren,
nur in den seltensten Fallen Gebrauch gemacht worden ist.
Dabei ist gerade in dieser Bestimmung der soziale Charakter
der Verordnung am stärksten ausgeprägt, denn sie erlaubt
in vielen Fällen, in denen nur die spezielle Arbeit oder eine
persönliche Ueberempfindlichkeit zur Krankheit führt, eine

Umschulung., Das trifft besonders zu für Hautkrankheiten
und andere Krankheiten, die immer wieder rückfällig auf¬
treten, wenn der kranke Arbeiter nicht die Arbeitsstelle
beispielsweise unter Tage oder den Umgang mit nur einem

bestimmten Lack oder einer Farbe wechselt.

Erfreulich ist es, daß die wissenschaftliche Forschung —•

veranlaßt durch die Verordnung über Berufskrankheiten —
und die Aerzteschaft gezwungen sind, sich über Berufs¬
krankheiten gutachtlich zu äußern und in sehr verstärktem
Umfange Gewerbehygiene zu pflegen. Die Zahl der Aeizte
und der Universitätskliniken und Institute, die sich mit Ge¬
werbehygiene befassen, ist ständig gewachsen. Die An¬

schauungen über Staublungenerkrankungen beispielsweise
haben sich durch zahlreiche wissenschaftliche Unter¬
suchungen der letzten zwei Jahre wesentlich gewandelt. Die
praktischen Folgen für den Arbeiterschutz und die Krank¬
heitsverhütung werden nicht ausbleiben.

III.

Nach welcher Richtung hin hat nun der Aushau der Ver¬

ordnung zu geschehen? Welche Berufskrankheiten sind
geeignet und reif, neu in die Verordnung aufgenommen zu

werden, und wie kann dies erreicht werden?
Die größte Schwierigkeit bei Schaffung der Verordnung

machte die Aufnahme der schweren Staublungenerkrankung.
Das Wort „schwer" wurde in letzter Stunde vom Reichsrat
noch hinzugefügt und ist der Anlaß dafür g'eworden, daß in
vielen Fällen, welche Anspruch auf Entschädigung- biliiger-
weise hätten, die Versicherungsrichter zu ablehnendem Be¬
scheide kommen. Am schwersten aber wird empfunden, daß
die Entschädigungspflicht für Staublungenerkrankung-en sich
nur auf einzelne Industriezwcig'e, wie Sandsteinbearbeitung,
Metallschleiferei, Bergbau- und Porzellunindustrie besetu ünkt.
Andere Steinarbeiten: Granit, Quarzit, sind unberücksichtigt
geblieben. Gleiches gilt von der Staublunge in Schamotlc-
und keramischen Betrieben, in denen ärztlich-klinisch gleiche
Staublungen wie in der Porzellanindustrie vorkommen. Zahl¬
reiche Forscher arbeiten auf diesem Gebiete und sind dabei,
ihre Untersuchungsergebnisse der wissenschaftlichen Öffent¬
lichkeit zu übergeben. Auch der Zentralverband der Stein¬
arbeiter hat eine derartige Untersuchung von durch Granit¬
staub erkrankten Arbeitern in die Wege g'eleitet.
Ebenso ungerecht ist die Beschränkung der Entschädi¬

gungspflicht für Hautkrankheiten auf Galvanisierungs-
arbeiten und auf einzelne bestimmte chemische Körper der
Pech- und Anthrazengruppe. Es bleibt dem Arbeiter und

übrigens auch jedem anderen unverständlich, warum z. B.
in der Gulvanisierungsabteilung eines Metallbctriebcs die

Hauterkrankungen entschädigt werden, in der daneben

liegenden Revolverdreherei aber Hautschäden durch Li-icht-
öle und Seifenwasser nicht erfaßt sind. Bei der großen Ver¬

breitung- von Hautkrankheiten in fast allen Industriezweigen
wäre es das beste geblieben, wenn sich der Gesetzgeber den

Vorschlag des ADGB. zu eigen gemacht hätte, alle gewerb¬
lichen Hauterkrankung-en von einer gewissen Schwere ab,
gleichviel wie sie entstanden sind, zu entschädigen. Prak¬
tisch kommen häufig Hauterkrankungen durch Terpentine
und Kienöle, die in Druckfarben, Polituren und Beizen oft
verwandt werden, vor. Mindestens müßte ein die Haut¬

erkrankungen durch Kienöle und Terpentine treffender
Passus in die Verordnung neu aufgenommen werden.

Eine zwar nicht häufige aber durch die Schwere ihrer

Symptome — schwere Lebensschüdigungen, Nerven-
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Störungen und Erblindungen — bedeutungsvolle Berufs¬

krankheit sind die Vergiftungen durch die Halogenen-

Kohlenwasserstoffe, das sogenannte Tri. Das Aethylchlorid

und derartige Stoffe werden in der Textil- und Metall¬

industrie zum Entfetten benutzt. In der wissenschaftlichen

Literatur der letzten Jahre sind mehrere Fälle beschrieben.

Die genannten chemischen Körper bedürfen unbedingt der

Aufnahme in die Verordnung über Berufskrankheiten. Auch

der ärztliche Sachreferent des Reichsarbeitsministei iums

steht auf dem gleichen Standpunkt.

Durch die geltende Verordnung ist Lärmschwerhörigkeit,

die an Taubheit grenzt, nur als Berufskrankheit anerkannt,

soweit sie in der Metallindustrie vorkommt. Aehnliche

Schäden sind aber auch in der Textilindustrie und besonders

im Bergbau bei der Arbeit mit Preßlufthämmern in den

Stollen zu beobachten, wo der starke Widerhall den gesund¬

heitsschädlichen Lärm noch verstärkt. Leider fehlt uns für

den Bergbau bisher Material. Mitteilung von Fällen ertaubter

Bergarbeiter ist vom Bergbauindustriearbeiterverband und

von der knappschaftlichen Krankenversicherung in Aussicht

gestellt worden.

Als reif zur Aufnahme in die Verordnung ist das Augen¬

zittern der Bergleute zu betrachten, zumal in England die

Entschädigungspflicht für diese Krankheit schon längst be¬

steht. Das Augenzittern, das außer im Stollen die Arbeits¬

fähigkeit nicht wesentlich herabsetzt, eignet sich ganz be¬

sonders für eine Gewährung von Differenzrenten zwischen

dem Lohn unter Tage und über Tage. Die Schwierigkeiten,

die noch bestehen, liegen auf versicherungsfechtlichem Ge¬

biete und rufen im Reichsarbeitsministerium Widerstände

hervor, um so mehr, als die englischen Behörden von

schlechten Erfahrungen, die sie mit der Entschädigung des

Augenzitterns der Bergleute gemacht haben, gesprochen

haben sollen.

Medizinisch und versicherungsrechtlich eindeutig klar ist

die Berufskrankheit durch Schuhanklopfmaschinen. Unsere

Untersuchungen gemeinsam mit dem Zentralverband der

Schuhmacher und die Erhebungen der ärztlichen Gewerbe¬

aufsicht und der Deutschen Gesellschaft für Gewerbehygiene

haben eine in jeder Hinsicht vollständige Unterlage für die

Erfassung der Verordnung über Berufskrankheiten geschaffen.

Der Himmel der Sozialpolitik ist im allgemeinen stark be¬

wölkt und die Stunde ist nicht glücklich, auch iür noch so

berechtigte sozialpolitische Forderungen. Wie lassen sich

unsere Forderungen nach Erweiterung der Verordnung

praktisch in die Tat umsetzen? Es wurde schon darauf hin»

gewiesen, dafi die Verordnung über Berufskrankheiten vom

Jahre 1929 erst so kurz zurückliegt, daß weitgehende Er¬

fahrungen und statistische Uebersichten über ihre praktische

Auswirkung noch nicht vorliegen. Aus diesem Grunde schon

besteht weder im Reichsversicherungsamt noch im Reichs¬

arbeitsministerium Neigung, sie augenblicklich zu erweitern.

Wenn trotzdem empfohlen wird, an den Reichswirtschaftsrat

mit diesbezüglichen Wünschen heranzutreten, so geschieht

dies deswegen, weil erfahrungsgemäß im Ausschuß des

Reichswirtschaftsrates für Berufskrankheiten die Beratungen

sehr eingehend gepflogen und ausführliche Sachverständigen¬

gutachten herangezogen werden. Ihre Beschaffung erfordert

Zeit, und so glaube ich doch, daß auch jetzt schon Anträge

über bestimmte Krankheiten, vom Bundesvorstand an den

Reichswirtschaftsrat gerichtet werden sollten.

Die Beschaffung von Material aus Gewerkschaftskreisen

und von den Zentralvorständen begegnet erheblichen

Schwierigkeiten, die nicht etwa in mangelndem Interesse

ihren Grund haben, sondern darin, dafi es sehr schwer ist,

hieb- und stichfeste ärztliche Gutachten zu bekommen.

Anderseits liegen bei den Versicherungsbehörden, speziell
beim Rcichsversicherungsamt, zahlreiche Gutachten vor, die

Berufskranke betreffen, bei denen das Vorliegen einer

Berufskrankheit sicher festgestellt ist, aber wegen

mangelnder rechtlicher Voraussetzungen eine Entschädigung

auf Grund der Unfallversicherung nicht ausgesprochen

werden konnte. Aus diesem Grunde müßte der betreffende

Ausschuß des Reichswirtschaftsrates sich an das Reichs¬

versicherungsamt wenden, um von diesem das grundlegende
Material für eine Erweiterung der Verordnung zu bekommen.

Die KonsumgenossenschaftBerlin und Umgebung

legt aus Anlaß ihres 30jährigen Bestehens in einem vorzüg¬

lich ausgestatteten Buch Rechenschaft ab über den Aufstieg,

den die Konsumgenossenschaft genommen hat und läßt

durch ganz ausgezeichnete Wiedergabe ihrer Produktions¬

anlagen, Verkaufshäuser, ihres Gutes, des Kindererhoiungs-

heimes u. dgl. mehr ihre erfolgreiche Arbeit im Dienst am

werktätigen Volk von unseren Augen vorüberziehen. Für

jeden Gewerkschaftler, insbesondere für den Konsum¬

genossenschaftler, ist dieses Werk eine prächtige Be«

reicherung. Kg.

AUS DER INTERNATIONALEN ANGESTELLTENBEWEGUNG

Beschluß des IGB.-Kongresses in Stockholm

zur Arbeitszeitfrage
Zum einstweiligen Abschluß der Diskussion über die Ver¬

kürzung der Arbeitszeit in den Nummern 6 und 9 bringen

wir nachstehend die Resolution, betreffend die Arbeitszeit

des IGß.-Kongresses. Die Redaktion.

Der vom 5. bis 11. Juli in Stockholm abgehaltene 5. ordent¬

liche Kongreß des Internationalen Gewerkschaftsbundes hatte

sich mit der Besprechung und Prüfung eines sozialpolitischen

Programms zu befassen, das den vom IGB. zu führenden

Aktionen zugrunde gelegt werden soll. Der Kongreß ist der

Ansicht, dafi die Arbeitszeitfrage von so großer Wichtigkeit

ist, dafi sie eine spezielle und sofortige Behandlung verdient.

In diesem Zusammenhang erinnert der Kongreß an die den

Arbeitern während des Krieges der Jahre 1914—1918 in

schwierigen Stunden gemachten und von vielen Regierungen
nicht gehaltenen feierlichen Versprechen. Er weist aul die

Hoffnungen hin, die in der Arbeiterklasse durch die An¬

nahme des Washingtoner Uebereinkommens geweckt wurden,

das die Dauer der Arbeitszeit auf 8 Stunden pro Tag und

48 Stunden pro Woche festlegt.

Mit Entrüstung stellt der Kongreß fest, daß dieses seit

mehr als 10 Jahren angenommene Uebereinkommen erst von

einigen kleinen Ländern bestätigt worden ist. Die meisten

der wichtigsten Staaten haben die Ratifizierung bisher unter¬

lassen. Anstatt dafi die Vorteile seiner Bestimmungen ohne

Unterschied auf alle Arbeiter ausgedehnt und der vor¬

gesehene Schutz erweitert wurde, war das Uebereinkommen

während dieser ganzen Zeit dauernd Gegenstand von

Angriffen.

Der Kongreß erinnert anderseits daran, daß infolge der

Vervollständigung des Produktionsapparates und der natio¬

nalen Entwicklung der Organisation der Arbeit auf der

ganzen Welt die Produktion in ihrer Gesamtheit und pro

Kopf der Bevölkerung beträchtlich erhöht worden ist. Die

dem Arbeiter auferlegte, oft sehr drückende Arbeitslast wird

immer größer und führt zu solcher Erschöpfung, daß sie

immer mehr Arbeitsunfähigkeit und früheren Tod zur Folge

hat. In den meisten Ländern nimmt die Arbeitslosigkeit in

besorgniserregendem Maße zu. Und die Arbeitslosen ver¬

langen doch nichts anderes, als durch Arbeit ehrlich für den

Unterhalt ihrer Familie sorgen zu könnenl Selbst jene

Länder, die in den letzten Jahren nicht große Arbeitslosen-

zahlen zu melden hatten, sind nicht vollständig vor der

Arbeitslosigkeit geschützt, sondern müssen sie im Gegenteil
dauernd gewärtigen und können jeden Augenblick davon

betroffen werden.

Der Kongreß ist deshalb der Ansicht, dafi es nötig ist,

Maßnahmen ins Auge zu fassen und zu treffen, die geeignet

sind, der geschilderten Lage Rechnung zu tragen. Es ist

von dringlicher Wichtigkeit, den Arbeiter gegen die rück¬

sichtsloseste Ausbeutung zu schützen, deren Opfer er mehr

und mehr wird. Er darf nicht, wie dies zurzeit allzuoft der

Fall ist, der Arbeitslosigkeit ausgeliefert und dazu vei urteilt

werden, mit seiner Familie schuldlos ins tiefste Elend zu

geraten. Aus all den angeführten Gründen stellt sich die

Verkürzung- der Arbeitszeit als unbedingte Notwendigkeit dar.

Der Kongreß^ ist gewiß, den Gefühlen und Wünschen der

Arbeitermassen Ausdruck zu geben, die allein die verhängnis¬

vollen Folgen der gegenwärtigen Gesellschaftsordnung vi

tragen haben.
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Er spricht sich für die baldmöglichste Einführung der
44-Stunden-Woche als Etappe zu einer weiteren Verkürzung
der Arbeitszeit aus und hält die Forderung für berechtigt,
daß die Vorteile der 44-Stunden-Woche auf alle Hand- und
Kopfarbeiter ausgedehnt werden, ohne Unterschied des Ge¬
schlechtes, der Rasse und der Nationalität und gleichviel,
ob es sich um freie und unabhängige Länder, dem Inter¬
nationalen Arbeitsamte angehörende oder nicht angehörende
Staaten oder um Gebiete handelt, die auf Grund eines Be¬
schlusses des Völkerbundes Mandatsgebiete sind.
Damit dieser Beschluß sobald wie möglich durchgeführt

werden kann, beschließt der Kongreß, daß der IGB. In der
ganzen Welt eine Kampagne einleiten soll. Die ange¬
schlossenen Organisationen haben die Pflicht; mit allen ihren
Kräften bei dieser Aktion mitzuwirken.

Entwurf eines Übereinkommens über die

Regelung der Arbeitszeit im Handel und in Büros
Wir verweisen auf den in der Nr. 7/8 erschienenen Auf¬

satz von Fritz Pfn-rmann „Infernalionale Regelung der
Arbeitszeit der Angestellten". Die Redaktion.

Die Allgemeine Konferenz der Internationalen Arbeits¬
organisation des Völkerbundes, die vom Verwaltungsrate des
Internationalen Arbeitsamtes nach Genf einberufen wurde
und am 10. Juni 1930 zu ihrer vierzehnten Tagung zusammen¬

getreten ist,

hat beschlossen, verschiedene Anträge anzunehmen be¬
treffend die Regelung der Arbeitszeit im Handel und in
Büros, eine Frage, die unter den zweiten Gegenstand ihrer
Tagesordnung- fällt, und dabei bestimmt, daß diese Anträge
die Form eines Entwurfes eines internationalen Ueberein¬
kommens erhalten sollen.

Die Konferenz nimmt den folgenden Entwurf eines Ueber¬
einkommens an, zwecks Ratifikation durch die Mitglieder der
Internationalen Arbeitsorganisation, gemäß den Bestim¬

mungen des Teiles XIII des Vertrages yon Versailles und der
entsprechenden Teile der anderen Friedensverträge:

Artikel 1.

1. Das vorliegende Uebereinkommen findet auf das Per¬
sonal der folgenden Betriebe Anwendung, mögen sie öffentlich
oder privat sein:

a) Handelsbetriebe einschließlich Post, Telegraph und
Telephon sowie die dem Handel dienenden Teile oller
anderen Betriebe;

b) Betriebe und Verwaltungen, in denen Büroarbeit
überwiegt;

c) Betriebe, die sowohl Züge von gewerblichen als auch
von Handelsbetrieben aufweisen, es sei denn, daß sie als
gewerbliche Betriebe angesehen werden.

Im einzelnen Staate bestimmt die zuständige Behörde
die Trennungslinie zwischen Handelsbetrieben einerseits
und solchen, in denen Büroarbeit überwiegt, und ge¬
werblichen und landwirtschaftlichen Betrieben andererseits.

2. Das Uebereinkommen findet kerne Anwendung auf das
Personal folgender Betriebe:

a) Betriebe zur Pflege und Beherbergung von kranken,
gebrechlichen, bedürftigen oder geisteskranken Personen;
b) Hotels, Gasthäuser, Fremdenheime, Klubs, Kaffee¬

häuser und andere Betriebe, in denen Speisen und Ge¬
tränke ausgegeben werden;

c) Schauspiel- und Vergnügungsbetriebe.
Das Liebereinkommen findet jedoch Anwendung auf:

das Personal der unter a), b) und c) dieses Absatzes auf¬
geführten Nebenbetriebe, soweit diese Nebenbetriebe,
wenn sie selbständig wäTen, unter die Betriebe, auf die das
Uebereinkommen Anwendung findet, fallen würden.

3. Im einzelnen Staate kann die zuständige Behörde von

der Anwendung dieses Uebereinkommens ausnehmen:

a) Betriebe, in denen lediglich Familienmitglieder des
Inhabers beschäftigt werden;

b) die öffentlichen Behörden, in denen das Personal als
Organ der öffentlichen Gewalt tätig ist;

c) Personen in leitender oder Vertrauensstellung;
d) Reisende und Vertreter, soweit sie ihre Arbeit außer¬

halb des Betriebes verrichten.

Artikel 2.

Im Sinne dieses Uebereinkommens gilt als Arbeitszeit die
Zeit, während der das Personal zur Verfügung des Arbeit¬

gebers steht. Ausgenommen bleiben die Ruhepausen, während
deren das Personal nicht zur Verfügung des Arbeitgebers
steht.

A r t i k e 1 3.

Die Arbeilszeit des von diesem Uebereinkommen erfaßten
Personals darf vorbehaltlich der nacherwähnten Bestim¬
mungen 48 Stunden wöchentlich und acht Stunden figlich
nicht überschreiten.

A r t i k e I 4.

Die im Artikel 3 vorgesehene wöchentliche Arbeitszeit darf
so eingeteilt werden, daß die tägliche Arbeitszeit zehn
Stunden nicht überschreitet.

Artikels.

1. Im Falle einer allgemeinen Unterbrechung der Arbeit
auf Grund a) von örtlichen Feiertagen oder b) von Unfällen
oder höherer Gewalt {Schäden an den ßetriebsanlagen, Unter¬
brechungen der Antriebskraft, der Beleuchtung, Heizung,
Wasserversorgung, oder von Zwischenfällen, die dem Betrieb
ernsthaft Abbruch tun) kann die tägliche Arbeitszeit zwecks
Wiedereinbringung der verlorenen Arbeitsstunden unter den
folgenden Bedingungen verlängert v/erden:

a) die Wiedereinbringung der verlorenen Arbeitsstunden
darf an nicht mehr als 30 Tagen im Jahre zugelassen sein
und muß innerhalb eines angemessenen Zeitraums durch¬
geführt werden;

b) die Verlängerung der täglichen Arbeitszeit darf eine
Stunde nicht überschreiten;

c) die Dauer der täglichen Arbeit.-zert darf zehn Stunden
nicht überschreiten.

2. Der zuständigen Behörde sind Alt, Ursache und Zeit¬
punkt der gemeinsamen Unterbrechung der Arbeit, die Zahl
der verlorenen Arbeitsstunden und die vorübergehenden Ab¬

weichungen in der Arbeitszeil zu melden.

Artikel*?.

Wenn in Ausnahmefällen die Verhältnisse, unteT drnen die
Arbeit ausgeführt werden muß, die Bestimmungen der
Artikel 3 und 4 unanwendbar machen, darf durch behördliche
Vorschrift die Verteilung' der Arbeitszeit auf einen längeren
Zeitraum als die Woche unter der Bedingung zugelassen
werden, daß die durchschnittliche wöchentliche Arbeitsz-eit
innerhalb jenes Zeitraumes nicht 48 Stunden und die tägliche
Arbeitszeit keinesfalls zehn Stunden überschreitet.

Artikel 7.

Durch behördliche Vorschrift sollen bestimmt werden:

1. dauernde Ausnahmen für:

a) gewisse Gruppen von Personen, deren Arbeit ihrem
Wesen nach in besonderem Maße Unterbrechungen mit
sich bringt, wie Hauswarte und das Personal zur Be¬

wachung und Unterhaltung- der Geschäftsräume und Lager;
b) Gruppen unmittelbar beteiligter Personen, die bei

Vorbereitungs- und Ergänzungsarbeiten beschäftigt sind,
die notwendigerweise außerhalb der für das übrige Per¬
sonal des Betriebes festgesetzten Arbeitszeit ausgeführt
werden müssen;

c) Läden oder andere Betriebe, wenn die Art der Arbeit,
die Bevölkerungsdichte oder die Zahl der beschäftigten
Personen die in Art. 3 und 4 festgesetzte Arbeitsdauer
undurchführbar macht;

2. zeitweise Ausnahmen, die in folgenden Fallen zugelassen
werden können.-

a) wenn eine Betriebsstörung eingetreten ist oder droht,
wenn höhere Gewalt vorliegt oder dringende Arbeiten an

den Maschinen oder an den Betriebseinrichtungen vorzu¬

nehmen sind, jedoch nur soweit es erforderlich ist, Um
eine ernsthafte Störung des regelmäßigen Betriebes zu ver¬

hüten;

h) um den Verlust leicht verderblicher Stoffe oder die

Gefährdung des Erg-ebnisses des Arbeitsvorganges zu

vermeiden;

c) um besondere Arbeiten, wie Bestandsaufnahmen und

Schlußabrechnungen, Verfallsberechnungen, Abwicklungen
und Buchungsobschjüsse jeder Art zu ermöglichen;

d) um den Betrieben zu ermöglichen, außerordentlicher

Arbeitsüberhäufung infolge besonderer Umstände Rech¬

nung- zu tragen, soweit dem Arbeitgeber normalerweise
andere Maßnahmen nicht zugemutet werden können.
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Für jeden dieser Fälle, mit Ausnahme der in Absatz 2 a)

aufgeführten Fälle, müssen die Vorschriften das Ausmaß

der Verlängerung der Arbeitszeit je Tag und bei zeitweisen

Ausnahmen auch für das ganze Jahr festlegen. Die unter

Abs. 2 b), c) und d) dieses Artikels zugelassenen Ueber¬

stunden müssen mindestens um 25 v. H. höher bezahlt

werden.
Artikel 8.

Die in den Artikeln 6 und 7 vorgesehenen Vorschriften

dürfen erst nach Anhörung der beteiligten Verbände der

Arbeitgeber und Arbeitnehmer erlassen werden, unter be¬

sonderer Berücksichtigung der gegebenenfalls zwischen

diesen Verbänden abgeschlossenen Kollektivverträge.

Artikel 9.

Die Bestimmungen dieses Uebereinkommens können in

jedem Staate durch die Regierung im Falle eines Krieges
oder anderer Ereignisse, welche die Landessicherheit ge¬

fährden, außer Kraft gesetzt werden.

Artikel 10.

1. Keine Bestimmung dieses Uebereinkommens darf eine

durch Gewohnheit oder Vereinbarung eingeführte kürzere

Dauer der Arbeit oder höhere Lohnsätze als sie in diesem

Uebereinkommen vorgesehen sind beeinträchtigen,

2. Jede andeie Einschränkung, die durch dieses Ueberein¬

kommen auferlegt wird, darf zu den Einschränkungen, die

durch Gesetz, Verordnung oder sonstige Vorschrift auf¬

erlegt worden sind, worin eine kürzere Dauer der Arbeit

oder ein höherer Lohn bestimmt wurde, als dieses Ueber¬

einkommen vorsieht, nur hinzutreten, nicht aber diese er¬

setzen.

Artikel 11.

Der wirksamen Durchführung dieses Uebereinkommens

sollen folgende Bestimmungen dienen:

1. sind geeignete Maßnahmen zu ergreifen, um eine an¬

gemessene Aufsicht sicherzustellen;

2. sollen alle Arbeitgeber verpflichtet sein:

a) mittels Anschlag an gut sichtbarer Stelle im Betrieb

oder an anderer geeigneter Stelle oder in anderer von der

zuständigen Behörde genehmigten Weise den Zeitpunkt
des Beginnes und der Beendigung der Arbeitszeit oder,

wenn die Arbeit in Schichten vor sich geht, den Zeit¬

punkt des Beginnes und des Endes jeder Schicht bekannt¬

zumachen;

b) in derselben Weise die Ruhepausen des Personals

bekanntzumachen, die nach Artikel 2 in die Arbeitszeit

nicht eingerechnet werden;

c) nach näherer Bestimmung der zuständigen Behörde

alle Verlängerungen der Arbeitszeit auf Grund des

Artikel 7, Ziffer 2, und den Betrag des dafür gewährten
Entgeltes in eine Liste einzutragen.

3. soll die Beschäftigung einer Person über die in Ab¬

satz 2a) dieses Artikels vorgesehene Zeit hinaus oder während

der nach Absatz 2 b) festgesetzten Pausen als gesetzwidrig
gelten.

Artikel 12.

Jeder Mitgliedstaat, der dieses Uebereinkommen rati¬

fiziert, hat mittels Strafbestimmungen die erforderlichen

Maßnahmen zu ergreifen, um die Durchführung der Be¬

stimmungen dieses Uebereinkommens sicherzustellen.

Artikel 13.

Die förmlichen Ratifikationen dieses Uebereinkommens

sind nach den Bestimmungen des Teiles XIII des Vertrages
von Versailles und der entsprechenden Teile der anderen

Friedensverträge dem Generalsekretär des Völkerbundes zur

Eintragung mitzuteilen.

Artikel 14.

Dieses Uebereinkommen bindet nur diejenigen Mitglieder
der Internationalen Arbeitsorganisation, deren Ratifikation

beim Sekretariat eingetragen ist.

Es tritt in Kraft, sobald die Ratifikationen zweier Mit¬

glieder der Internationalen Arbeitsorganisation durch den

Generalsekretär eingetragen worden sind.

In der Folge tritt dieses Uebereinkommen für jedes andere

Mitglied mit dem Tage in Kraft, an dem seine Ratifikation

beim Sekretariat eingetragen worden ist.

Artikel 15.

Sobald die Ratifikationen zweier Mitglieder der Inter¬

nationalen Arbeitsorganisation beim Sekretariat eingetragen

sind, teilt der Generalsekretär des Völkerbundes dies sämt¬

lichen Mitgliedern der Internationalen Arbeitsorganisation
mit. Auch gibt er ihnen Kenntnis von der Eintragung der

Ratifikationen, die ihm später von anderen Mitgliedern der

Organisation mitgeteilt werden. -

Artikel 16.

Jedes Mitglied, das dieses Uebereinkommen ratifiziert hat,
kann es nach Ablauf von zehn Jahren, gerechnet von dem

Tag, an dem es zum erstenmal in Kraft getreten ist, durch

Anzeige an den Generalsekretär des Völkerbundes kündigen.
Die Kündigung wird von diesem eingetragen. Ihre Wirkung
tritt erst ein Jahr nach der Eintragung beim Sekretariat ein.

Jedes Mitglied, das dieses Uebereinkommen ratifiziert hat

und innerhalb eines Jahres nach Ablauf des im vorher¬

gehenden Absätze berechneten Zeitraumes von zehn Jahren

von seinem Kündigungsrechte keinen Gebrauch macht, bleibt

für weitere fünf Jahre gebunden und kann hernach das

Uebereinkommen jeweils nach Ablauf von fünf Jahren unter

den in diesem Artikel vorgesehenen Voraussetzungen

kündigen.
Artikel 17.

Der Verwaltungsrat des Internationalen Arbeitsamts hat

mindestens alle zehn Jahre einmal der Allgemeinen Kon¬

ferenz einen Bericht über die Durchführung dieses Ueber¬

einkommens zu erstatten und zu entscheiden, ob seine

Durchsicht oder Abänderung auf die Tagesordnung der

Konferenz gesetzt werden soll.

Artikel 18.

Falls die Internationale Arbeitskonferenz ein neues Ueber¬

einkommen annimmt, das die vollständige oder teilweise

Durchsicht die; es Uebereinkommens mit sich bringt, be¬

deutet die Ratifikation des neuen durchgesehenen Ueber¬

einkommens eine rechtsgültige Kündigung des vorliegenden

Uebereinkommens ohne Rücksicht auf die im vorstehenden

Aitikel 16 vorgesehene Frist unter der Voraussetzung, daß

das neue durchgesehene Uebereinkommen bereits in Kraft

getreten ist.

Vom Zeitpunkt des Inkrafttretens des neuen durch¬

gesehenen Uebereinkommens ab steht das vorliegende
Uebereinkommen den Mitgliedstaaten nicht mehr zur Rati¬

fikation offen.

Das vorliegende Uebereinkommen bleibt jedoch in Form

und Inhalt für diejenigen Mitgliedstaaten in Kraft, die es

ratifiziert haben und die nicht das neue durchgesehene
Uebereinkommen ratifizieren.

Artikel 19.

Der französische und der englische Wortlaut dieses Ueber¬

einkommens sind in gleicher Weise maßgebend.
Wortlaut einer Empfehlung betreffend die

Regelung der Arbeitszeit in Hotels, Gast¬

wirtschaften und ähnlichen Betrieben, in

der Fassung des Redaktionsausschusses.

Die Allgemeine Konferenz der Internationalen Arbeits¬

organisation des Völkerbundes, die vom Verwaltungsrate des

Internationalen Arbeitsamtes nach Genf einberufen wurde

und am 10. Juni 1930 zu ihrer vierzehnten Tagung zusammen¬

getreten ist,
hat beschlossen, verschiedene Anträge anzunehmen be¬

treffend die Regelung der Arbeitszeit in Hotels, Gastwirt¬

schaften und ähnlichen Betrieben,
eine Frage, die unter den zweiten Gegenstand ihrer

Tagesordnung fällt, und dabei bestimmt, daß diese Anträge
die Form einer Empfehlung erhalten sollen.

Internationale Schulungsarbeit
Auf Anregung des Kollegen Sassenbach und einer Ent¬

schließung des Vorstandes des IGB. folgend, fand vom

24. bis 31. August d. J. eine Zusammenkunft jüngerer Ge¬

werkschaftsmitglieder in der Bundesschule des ÄDGB. in

Bernau statt. Diese Zusammenkunft, deren Teilnehmer von

den Landeszentralen und den internationalen Berufssekre¬

tariaten delegiert waren, sollte dazu dienen, den gewerk¬
schaftlichen Nachwuchs durch persönliches Kennenlernen

und direkten Ideenaustausch in nähere Fühlung zu bringen.
Vertreten waren 11 Länder mit 37 Gewerkschaftskollegen,

deren Durchschnittsalter etwa 29 Jahre betrug. Der über¬

wiegende Teil der Delegierten war hauptamtlich in der Ge¬

werkschaftsbewegung tätig, 10 Teilnehmer kamen direkt

aus Handel und Industrie. Die Schulungsarbeit begann mit

einem Vortrag des Kollegen Sassenbach über den IGB. und
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seine Aufgaben, wobei in der anschließenden Debatte mit
im Vordergrund die Möglichkeiten internationaler Kriegs¬
verhinderung mit gewerkschaftlichen Mitteln stand. Durch
die Kollegen Graßmann und Schulze erfolgte die Ein¬
führung über die deutsche Landeszentrale, ihre Aufgaben
und ihre Gliederung, Kollege Tnrnow sprach über die Auf¬
gaben und den Aufbau eines Zentralverbandes. Ueber die
Arbeit der Ortsausschüsse referierte Kollege Schlimme.
Selbstverständlich wurde auch die Zusammenarbeit des
ADGB. mit dem AfA-Bund und dem ADB. erörtert und den
vier Delegierten der deutschen Angestelltenvcrbände Ge¬
legenheit gegeben, den Aufbau und die besonderen Fragen
der freigewerkschnftlichen Angestelltenbewegung darzu¬
legen. Im Anschluß an die Information über die deutschen
Gewerkschaften erstatteten die Vertreter der einzelnen
Lander Berichte über die Lage ihres Landes, die so gehalten
waren, daß sie gute Informations- und Verglcichsmöglich-
keiten boten. In ausgedehnter Diskussion wurden Einzel¬
heiten nachgetragen und geklärt.
Der Schwerpunkt lag jedoch entsprechend dem Leit¬

gedanken der ersten Zusammenkunft in der zwanglosen
persönlichen Aussprache der jungen Gewerkschafter. Die
großzügig und zweckmäßig gebaute Bundesschule bot einen
idealen Rahmen für die „internationale Verständigung" und
das einv.öchige Zusammenleben. Erstaunlich war der
schnelle Kontakt der unter so verschiedenen wirtschaftlichen
und gesellschaftlichen Verhältnissen lebenden jüngeren Ge¬
werkschaftsgeneration. Hier zeigte sich die verbindende
Macht gemeinsamer Ideen und gleichen Wollens.
Ais praktische Illustration der deutschen Gewerkschafts¬

bewegung diente an einem Tage die Besichtigung des
ADGB.-Hauses, bei der Kollege Leipart die Gäste herzlich
begrüßte, sowie der Arbeiterbank, des Buchdruckerhauses
und des kürzlich eingeweihten Hauses des Metallarbeiter¬
verbandes. Bemerkenswert und für die ausländischen Dele¬
gierten ein Novum war bei dem Besuch des Großkraftwerkes
Klingenberg, dafi nach einem Empfang durch ein Direktions-
mitgiied der freigewerkschaftliche Betriebsrat die weitere
Führung übernahm. Die Berliner freie Gewerkschaftsjugend
zeigte auf ihrem Begrüßungsabend durch die Aufführung des
Sprechchorwerkes „Dividende" einen Ausschnitt aus ihrer
Arbeit, der Interesse und Anerkennung entgegengebracht
wurde.

Ans dem Experiment der ersten Zusammenkunft, das
nach den übereinstimmenden Aeufierungen des Kollegen
Sassenbach, des Bildungssekretärs des ADGB., Kollegen
Heßler, und nicht zuletzt aller Teilnehmer als gelungen an¬

gesehen werden kann, wird nun — hoffentlich — eine
ständige Einrichtung werden. Besondere Wünsche sozial-
und wirtschaftspolitischer Art für die Ausgestaltung der in
Oxford in Aussicht genommenen nächsten Zusammenkunft
wurden bereits angemeldet. Else Michaelis.

Das neue Arbeitsgesetzbuch in Mexiko
In Mexiko ist nach Ueberwindung großer Schwierigkeiten

verfassungsrechtlicher Art ein Arbeitsgesetzbuch zustande
gekommen, dessen einzigartige Bestimmungen in Europa
beträchtliches Aufsehen erregen dürften, weichen sie doch
von den hier üblichen Gesetzesvorschriften sehr erheblich
ab und stellen teilweise eine Weiterentwicklung dar.
Der Direktor des Internationalen Arbeitsamts, Albert

Thomas, gibt in seinem diesjährigen „Bericht des Direk¬
tors" eine Darstellung des neuen mexikanischen Berufs-
verbandsrechts und Arbeitsvertragsrechts,
der die nachstehenden Ausführungen entnommen sind.

Das neue Gesetzbuch stellt jede Regelung der Arbeit
unter den Schutz des Berufsverbandes. Es erkennt in einem
bestimmten Bezirk oder in einem bestimmten Ort und für
ein und denselben Beruf nur einen einzigen Berufsverband
an, den Mehrheitsberufsverband, und verleiht ihm unter
Ausschluß etwa sonst bestehender Berufsverbände, deren
Handlungen null und nichtig sind, das Vorrecht der beruf¬
lichen Vertretung. Ang-eblich will aber die Gesetzgebung
nicht den Berufsverbänden einer bestimmten Richtung ihre-
amtliche Unterstützung leihen, sondern nur demjenigen, der
die Mehrzahl der Arbeitnehmer maßgebend vertritt. Weder
die öffentlichen Behörden noch private Stellen dürfen sich
weigern, mit diesem privilegierten Verband über irgend¬
einen Gegenstand zu verhandeln, für den er gebildet ist.
Dem Arbeitgeber ist es verboten, auf seine Arbeiter einen
Druck auszuüben, um sie zum Austritt aus einer Organisa¬
tion zu veranlassen oder um die freie Werbetätigkeit außer¬
halb des Betriebes zu beeinträchtigen. Darüber hinaus ist

er sogar verpflichtet, in allen Fällen, wo die Tarif¬
verträge dies vorsehen, Abzüge für Gewerkschaftsboiträge
wie für alle anderen Beitrüge vorzunehmen, die füi vonBcrulsverbändcn eingerichteten Genossenschaften, Spar¬kassen usw. zu entrichten sind. Der Arbeitgeher ist außer¬
dem verpflichtet, der Gewerkschaft an den von den Städten
entfernten Arbeitsplätzen Geschäftsräume zur Verfügung zu
stellen. Andererseits kann der Arbeiter, der durch Maß¬
nahmen des Arbeitgebers in der beruflichen Vereinigungs¬freiheit beeinträchtigt wird, seinen Arbeitsvertrag rechtzeitig
lösen, wobei ihm ein Dreimonatslohn unbeschadet weiterer
zivürechtlicher Ansprüche zusteht.
Zu diesen Schutzmaßnahmen des Privatrechts kommen

andere des öffentlichen Rechts, die sich aus den Bestim¬
mungen über die Arbeitsfreiheit ergeben. Artikel 7 schreibt
vor, daß die Rechte der Gemc'nschaft als verletzt gelten
— und dafi infolgedessen das Recht zur Ausübung eines
Berufs entzogen oder aufgehoben werden kann —, 1. wenn
unter dem Vorwand der Arbeitsfreiheit das Bestellen oder
die Rechte der Berufsverbände der Arbeitgeber und Arbeit¬
nehmer und deren Vereinigungen beeinträchtigt werden;2. wenn bei einem gesetzlichen Streik der Ersatz der Strei¬
kenden durch andere Arbeiter beabsichtigt oder durch¬
geführt wird; 3. wenn im Falle eines gesetzlichen Streiks,der durch die Mehrheit der Belegschaft eines Betriebes
beschlossen worden ist, die Minderheit die Arbeit wieder
aufzunehmen oder fortzuführen beabsichtigt.
Das neue Arbeitsgesetzbuch stellt also der Arbeitsfreiheit

des einzelnen die kollektive Arbeitsfreiheit
voran, die sich in der Berufsorganisation verkörpert.

Dies ist in großen Zügen das neue mexikanische Berufs¬
verbandsrecht. Es überträgt den Verbänden weitgehende
Befugnisse, ohne ihnen aber angeblich ein Opfer nn Selb¬
ständigkeit und Freiheit aufzuerlegen.
Das mexikanische Arbeitsgesetzbuch geht auch beim

Arbeitsvertragsrecht teilweise ganz neue Wege.
Es sieht drei Vertragsarten vor. den Normativvertrag oder
Gesamtarbeitsvertrag, den Ausführungsvertrag oder Grup¬
penarbeitsvertrag und den Gesetzesvertrag (allgemeinver¬
bindlich erklärten Tarifvertrag), die alle gewerkschaftlich
überwacht werden.

Der Normativvertrag, der der gewöhnlichen Form
der Tarifverträge entspricht, kann nur von einem aner¬
kannten Berufsverband abgeschlossen werden. Er findet
aber nicht auf alle Mitglieder des Berufs oder des beteiligten
Gewerbezweiges Anwendung, sondern nur auf die Mitglieder
des Verbandes. Diese Bestimmung will Außenstehende zum
Eintritt in die Gewerkschaft veranlassen. Ebenso kann
— und dies ist ein weiteres Druckmittel zum gleichen
Zweck — der Normativvertrag eine Bestimmung enthalten,
die eine vorzugsweise Beschäftigung gewerkschaftlich or¬

ganisierter Arbeiter vorsieht.

Wenn der Betrieb mindestens 20 organisierte Arbeit¬
nehmer beschäftigt, ist der Arbeitgeber verpflichtet,
einen Tarifvertrag mit der beteiligten Organisation abzu¬
schließen. Neben dem Recht, Gesamtverträge abzuschließen,
besitzt der Verband das Recht, für seine Durchführung
Sorge zu tragen. Zu diesem Zweck können am Vertrage
beteiligte Verbände im eigenen Namen Klagen wegen
Wiedergutmachung "und Schadenersatz gegen andere am

Vertrage beteiligte Berufsverbände, gegen ihre eigenen (!)
Mitglieder und ganz allgemein gegen jede durch den Tarif¬

vertrag gebundene Person einleiten.

Die Begriffsbestimmung des Gesamtarbeitsvertiages ist
die übliche. Unabdingbarkeit durch Einzelvertrag ist vor¬

gesehen, wobei auch eine Ausnahme für Bestimmungen, die

zugunsten des Arbeitnehmers abweichen, nicht besteht.
Schriftform ist bei Strafe der Nichtigkeit vorge¬
schrieben. Der Vertrag tritt erst nach Niederleg ung
bei der zustündigen Behörde in Kraft. Bezeichnend für das
mexikanische Recht ist, daß der Abschluß von Tarifver¬
trägen unter bestimmten Voraussetzungen p f1 i c h t -

mäßig ist. Nach einer Vertragsdauer von zwei Jahren
kann jede Partei gänzliche oder teilweise Aenderung des

Vertrages verlangen. Dem Verlangen von Arbeitnehmer¬
seite ist stattzugeben, wenn die betreffenden Berufsverbände
mindestens 33 v.H. der vertragsbeteiligten Arbeiter ver¬

treten. Dementsprechend müssen Arbeitgeber, die eine

Aenderung des Vertrages wünschen, nachweisen, daß min¬

destens 33 v. H. der Vertragsbeteiligten in ihren Betrieben

beschäftigt sind. Die Feststellung dieser Zahlen wird da¬

durch erleichtert, daß nach zwingender Vorschrift die Zahl

der vom Vertrag erfaßten organisierten und unorganisierten
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Arbeiter bei Abschluß des Gesamtvertrages festgesetzt
werden muß. Die Möglichkeit des Beitritts weiterer Ver¬

tragsparteien zu einem bestehenden Vertrage ist gegeben.
Andererseits ist es zulässig, dafi ein Arbeitgeber, der mit

dem von seinem Arbeitgeberverband abgeschlossenen Tarif¬

vertrag nicht einverstanden ist, binnen acht Tagen nach

Abschluß durch eine entsprechende Erklärung die vertrag¬
liche Bindung ablehnt. Dagegen bleiben die Arbeitnehmer

auch bei Auflösung des Berufsverbandes oder bei ihrem

Ausscheiden aus diesem an den Vertrag gebunden. Das

Gesetz enthält eingehende Vorschriften über die Haftung
für Vertragsverletzung'.

Bei der zweiten Form der Arbeitsverträge, dem Aus-

führungs vertrag, ist der Berufsverband nicht mehr

VermitÜer, sondern führt die eingegangenen Verpflichtungen
selbst durch, d. h. er nimmt die Leitung und Durchführung
der Arbeiten auf sich, setzt die Löhne fest und ist unmittel¬

bar für die Ausführung- des Vertrages verantwortlich. Der

Gesetzgeber überläßt so in vollem Vertrauen dem Berufs¬

verbande die Regelung der Beziehungen zwischen ihm und

den ihm angeschlossenen Arbeitern. Gleichwohl stellt er eine

gewisse Gewähr zugunsten der letzteren auf. Das Gesetz be¬

stimmt namentlich, daß die Vereinbarungen, die zu diesem

Zweck zwischen dem Verband und seinen Mitgliedern ab¬

geschlossen werden, die Arbeiter keiner der Rechte, Vor¬

rechte und Vorteile berauben dürfen, die das Gesetz ihnen

sichert.

Die Gewerkschaften scheinen bei dieser Art von Verträgen
die Rolle von Produktivgenossenschaften zu übernehmen.

Es werden ihnen hierdurch sehr beträchtliche, denen der

Arbeitgeber gleichende Verpflichtungen auferlegt. Es han¬

delt sich hierbei um eine volls'äsbdige Umformung des Be¬

griffs der Berufsverbände. Die Zukunft wird zeigen, ob

dieser Versuch sich in der Praxis durchsetzen und weiter

entwickeln wird.

Endlich die dritte Form! Wenn ein Tarifvertrag von zwei

Dritteln der Arbeiter und zwei Dritteln der Arbeitgeber
eines bestimmten Gewerbes abgeschlossen ist, erklärt ihn

der oberste Arbeitsrat auf Antrag der Beteiligten für alle

Arbeitgeber und Arbeitnehmer des Gewerbes in dem be¬

treffenden Bezirke für verbindlich. Das ist der Gesetzes¬

vertrag (contrato ley), der etwa der im deutschen Recht

vorgesehenen Allgemeinverbindlichkeitserklärung zu ver¬

gleichen ist,' aber viel weitergehende Rechtswirkungen hat.

Ein solcher Gesetzesvertrag kann in seinem Geltungsbereich
auch durch einen gewöhnlichen Tarifvertrag nicht abge¬
dungen werden, soweit dieser nicht günstigere Bestimmun¬

gen für die Arbeitnehmer enthält. Für sein Zustande¬
kommen ist ein besonderes Verfahren vorgesehen.
Die Regelung der Arbeitsstreitigkeiten ist in dem neuen

mexikanischen Arbeitsgesetzbuch auf dem Gedanken ge¬

gründet, daß sich bei der gegenwärtigen Gesellschafts¬

ordnung die Streiks als notwendige Waffe zur Siche¬

rung des Gleichgewichts zwischen den verschiedenen
Faktoren der Produktion rechtfertigen. Daher besteht auch
eine dreifache Unterscheidung zwischen gesetzlichen Streiks,
Streiks des allgemeinen Rechts und ungesetzlichen Streiks.

Der Streik ist gesetzmäßig, 1. wenn er den Abschluß, die
Durchführung, die Revision oder Abänderung eines Tarif¬

vertrages oder eines Gesetzesvertrag°s oder die Unter¬

stützung eines Streiks dieser Art zum Ziele hat; 2. durch
die Mehrheit der Arbeiter des beteiligten Berufsverbandes
beschlossen ist und 3. dem Arbeitgeber vorher angekündigt
worden ist. Sind diese Voraussetzungen erfüllt, so wird
der „Streikzustand" erklärt.
Er zeitigt Folgen, die die Rechtslehre oft entwickelt und

die Rechtsprechung manchmal anerkannt hat, die aber
nirgends in der Gesetzgebung niedergelegt worden sind.
Zunächst ist die Beteiligung an dem gesetzlichen Streik für
alle Arbeitnehmer des von dem Streik betroffenen Betriebes
oder Gewerbezweiges Pflicht. Ferner gelten, die Arbeits¬

verträge während der Dauer des gesetzlichen Streiks nur

als vorläufig aufgehoben. Daraus folgt, daß der Arbeitgeber
bei Geldstrafe und zivilrechtlicher Haftpflicht keine E r -

s.atzkräfte anwerben darf, sondern seine ganze Beleg¬
schaft nach Abschluß des Streiks wieder einstellen muß,
andernfalls er zur Zahlung des Lohnes während der Arbeits¬
unterbrechung und weiterer drei Monate verpflichtet ist.
Schließlich sind die Gewerkschaften von jeder zivilrecht¬
lichen Haftung für den durch die Einstellung der Arbeit
verursachten Schaden befreit.

. Wenn anderseits der Streik nicht die oben bezeichneten
Zwecke hat, wenn er nicht durch die Mehrheit der organi¬
sierten Arbeitnehmer beschlossen oder wenn keine Ankündi¬
gung gegeben worden ist, so- verständigt der Zentrai-

einigungs- und Schiedsausschufi die Arbeiter, dafi, wenn

sie nicht binnen 24 Stunden die Arbeit wieder aufgenommen
haben, ihre Verträge als gelöst erklärt werden und daß sie
für jeden Schaden haften, der durch den Arbeitsstreif ein¬
tritt. Mit anderen Worten: Der nicht gesetzliche Streik ist

nicht verboten, bringt aber die zivil rechtliche Verantwort¬

lichkeit mit sich, die mit jedem Bruche vertraglicher Ver¬

pflichtungen verbunden ist.

Der Streik ist nur dann ungesetzlich im strafrechtlichen

Sinne, wenn die Mehrheit der Streikenden Handlungen der
Gewalt gegen Personen oder Eigentum begehen und wenn

im Falle des Krieges die Streikenden zu Regierung-sbetrieben
gehören. Entsprechend der Auffassung des Gesetzgebers
über Arbeitsstreitigkeiten sind Aussperrungen nur

erlaubt, wenn sie sich durch Ueberproduktion rechtfertigen,
die das Normalerträgnis der Betriebe gefährden und wenn

die Entscheidung über die Aussperrung durch den Zentral-

einigungs- und Schiedsausschufi genehmigt ist.

Im Sinne des mexikanischen Gesetzgebers sollen jedoch
Streitigkeiten, die in Streiks oder Aussperrungen ausarten,
die Ausnahme sein und ihre friedliche Beilegung die Regel.
Die Arbeitnehmermitglieder der verschiedenen paritätischen
Stellen, die mit der Beilegung der Einzel- und Gesamt-

Streitigkeiten und mit der Durchführung des Gesetzbuches

beauftragt sind, müssen aus den Reihen der anerkannten

Berufsverbände entnommen werden.

Die oben wiedergegebenen Bestimmungen des neuen

mexikanischen Arbeitsgesetzbuches bedeuten zweifellos nach

ihrer theoretischen Formulierung vom Arbeiterstandpunkt
aus einen erheblichen Fortschritt gegenüber den in Europa
bekannten Rechtsbegi'iffen. Nur fragt es sich, ob bei den

Zuständen in Mexiko die Vorschriften des Gesetzes überall

mit der notwendigen Genauigkeit durchgeführt werden.

Die mexikanischen Bestimmungen über die Berufsverbände
ähneln sehr weitgehend den entsprechenden Vorschriften
in der sowjetrussischen und insbesondere in der faschisti¬

schen Gesetzgebung Italiens. Dort sind die Gewerkschaften

ausg'esprochene Staatseinrichtungen. Obwohl die mexi¬

kanische Gesetzgebung den Berufsverbänden eine weit¬

gehende Freiheit lassen will, so bleibt doch abzuwarten, ob
die weitgehende Privilegierung der anerkannten Berufsver¬

bände nicht dazu führen wird, daß diese Verbände einen

amtlichen Charakter annehmen; vom deutschen Standpunkt
ein unerträglicher Gedankel

Wie die weitere Entwicklung auch sein mag, so wird es

doch für die europäische und insbesondere für die deutsche

Gewerkschaftsbewegung von großem Interesse sein, den

Ausbau des Arbeitsrechts in Mexiko mit gespannter Auf¬
merksamkeit zu verfolgen. Dr. Wilhelm Wolff.

Paraguay
Paraguay ist politisch selbständig, wirtschaftlich stark

nach Argentinien orientiert und auch seiner ganzen geo¬

graphischen Lage nach mehr oder weniger als Hinterland

Argentiniens anzusehen. Ueber die klimatischen Verhältnisse

sei hier nur gesagt, dafi es als subtropisches Land die meiste

Zeit des Jahres schönes warmes Wetter hat und nur in den

Wintermonaten Juni bis August ab und zu Tage kommen,
an denen uns verwöhnten Europäern warme Kleidung und

schließlich auch Federbetten recht angenehm sind. Die Ein¬

heimischen aus den Arbeiterschichten kennen solchen

„Luxus" nicht und laufen, wenn auch manchmal etwas

fröstelnd, zu einem erheblichen Prozentsatz jahraus jahrein
barfuß, in der Stadt wie auf dem Lande. Die Temperatur
in der Sommerzeit ist ungefähr der eines gut geheizten
Treibhauses vergleichbar.
Die Lebenshaltung des Einheimischen ist nach unseren

Begriffen durchweg recht einfach, was Essen und Trinken

sowie Wohnen anbelangt. Auch werden grofie Ansprüche
an die uns mehr oder weniger zur Gewohnheit gewordenen
Kulturgenüsse, wie gute Theater, Konzerte u. dgl, nicht

gestellt. Nur eine dünne Oberschicht, die durch gelegent¬
liche Reisen nach Europa oder Buenos Aires Blick dafür

gewonnen hat, interessiert sich für so etw«s.

Da seit einigen Jahren keine Revolution mehr gewesen

ist, kann wohl gesagt werden, dafi es zwar langsam und

zögernd, aber doch wieder vorwärts geht mit dem nach
südamerikanischen Begriffen kleinen, doch schönen Lande.
Die Entwicklung des Hafen- und Straßenverkehrs in der etwa

100000 Einwohner zählenden Haupt- und einzigen größeren
Stadt des Landes Asuncion legt davon ein Zeugnis ab. Aller¬

dings ist zurzeit wieder ein Stillstand zu verzeichnen, infolge
der heftigen Grenzstreitigkeiten mit Bolivien. Die Aussichten
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für Einwanderer, auch für angehende Kolonisten sind alles

in allem keine großen, und für Masseneinwanderung kommt

Paraguay meines Erachtens vorläufig überhaupt nicht in

Frage.
Industrie ist nur in wenigen Ansätzen vorhanden, und die

Betriebe dieser Art sind klein. Die meisten Fertigwaren,
wie Bekleidung und srmstige Dinge des Lebens, werden aus

dem Ausland eingeführt und sind verhältnismäßig teuer,

vielfach schlecht obendrein. Das Haupttätigkeitsfeld ist der

Handel, der recht ansehnliche Häuser aufzuweisen hat (Im-

Eort von Fertigwaren und Lebensmitteln sowie Export von

andesprodukten, Häute, Mais, Baumwolle, Apfelsinen,
Yerba, Holz, Tabak und Kaffee und neuerdings kleine Kokos¬

nüsse). Der Bedarf an kaufmännischem Personal ist trotz¬

dem gering, da die Geschäfte sich nur ganz allmählich und

vorsichtig vergrößern. Die Unkenntnis der spanischen
Sprache erschwert einem einwandernden Kaufmann das

Stellensuchen noch, selbst in deutschen Häusern wird

spanisch verlangt, denn Korrespondenz und Buchführung
werden durchweg in dieser Sprache vorgenommen. Als

Reisende oder Außenbeamte können Neueingewanderte so¬

wieso für den Anfang nicht verwendet werden, weil sie Land

und Leute nicht kennen.

Andere freie Berufe (Aerzte, Lehrer, Techniker usw.) sind

noch schlechter daran. Der Bedarf hierfür ist außerordent¬

lich klein. Aerzte müssen obendrein manchmal recht schika¬

nöse Prüfungen in spanischer Sprache ablegen, ehe sie hier

zugelassen werden. Einzelne Tiefbautechniker, besonders für

Wegebau, könnten allenfalls vereinzelt Anstellung finden.

Aber auch da ist nur für wenige Platz und Kenntnisse der

Sprache und der Landesverhältnisse vor Entfaltung einer

erfolgreichen Tätigkeit in der Regel von nicht zu ent¬

behrender Notwendigkeit. Uebrigens bei einer ungefähr
einer Million oder etwas mehr betragenden Gesamtein¬

wohnerzahl des Landes (die wild lebenden Indianer des

Gran Chaco kommen dabei nicht in Betracht) kann man

sich leicht ausrechnen, daß die Nachfrage nach solchen

Fachleuten keine große sein kann. Außer der obenerwähnten

Hauptstadt von 100 000 Seelen gibt es nur noch zwei Städte

mit etwa 20 000 bis 30 000 Einwohnern; die übrige Bevölke¬

rung verteilt sich zerstreut in kleinere Städtchen, Dörfchen

und Kolonien.

Gesetzt den Fall, der auf gut Glück Eingewanderte findet

gleich nach Ankunft eine Stelle, so muß er sich dort meist

mit einem kleinen Anfangslohn oder -gehalt begnügen und
kann nicht daran denken, sich, sagen wir in einem halben
bis einem Jahr so viel zu erübrigen, um von dem Ersparten
Frau und Kinder hierher nachkommen zu lassen. Dieser
Glücksumstand wird nur wenigen zuteil und hängt von

allerlei Zufälligkeiten ab, die man von vornherein nicht mit

in Rechnung stellen kann. — Was den Arbeitsmnrkt für

Handwerker anbelangt, so läßt sich sagen, daß diese leichter
unterkommen und es auch eher vorwärts bringen können,
zumal wenn sie ihr eigenes Handwerkszeug mitbringen und
nicht aus den Händen geben. Doch auch hier gilt wieder

dasselbe: „Ein Zuzug in größerem Umfange und ohne vor¬

herige Erkundigungen, ob für den einzelnen Beruf überhaupt
Nachfrage besteht, ist nicht zu raten."

Die Einwanderung ungelernter Arbeiter sollte grundsätz¬
lich unterbleiben, soweit es sich nicht um Angehörige der

Landbevölkerung handelt. Für diese ungelernten Leute ist

kein rechtes Arbeitsfeld, zumal sie gegenüber den so an¬

spruchslosen Einheimischen viel zu teure Arbeitskräfte sind

und andererseits noch unter ihr von Deutschland her ge¬

wöhntes Niveau heruntersteigen müßten, womit ihnen wohl

nicht gedient sein kann.
Ich denke, daß aus diesen kurzen Erläuterungen, die so

objektiv wie möglich zu gestalten ich mich bemüht habe,
dem und jenem deutlich wird, dafi es unbedingt notwendig
ist, sich einen Entschluß, nach Südamerika zu gehen, reif¬

lich zu überlegen, sich aufklärendes Material zu verschaffen
und an Hand dessen alles gehörig abzuwägen. Seelische
Momente mögen dabei fürs erste ausgeschaltet bleiben, ob¬

wohl auch sie ihre nicht zu unterschätzende Bedeutung
haben.
Wird der Entschluß dann doch gefaßt, und das Geld für

Ueberfahrt und eine kleine Reserve für die erste Zeit sind

aufgebracht, dann auf mit gutem Mut. Brot wird überall

gebacken. Nur keine Illusionen, dafür Ausdauer und festen

Willen, den Willen, allen Schlägen zu trotzen, die manchmal

recht hart treffen und gegen die man sich im Anfang nur

selten wehren kann. Nur wer die zähe Energie aufbringt
und sich durchzusetzen versteht, hat Aussicht auf Erfolg.
Dann aber auch auf den Erfolg, der ihm in Deutschland auf

absehbare Zeit kaum winken dürfte.

Hans Huettenrauch.

AUS DENL;AFA-BUND

Georg Ucko 50 Jahre

Am 26. September dieses Jahres feierte Georg Ucko

seinen 50. Geburtstag. Von Nah und Fern waren alte und

jüngere Kollegen und Freunde herbeigeeilt, um dem Ge¬

burtstagskind ihre besten Wünsche zu übermitteln. Sie

dankten ihm gleichzeitig für seine Jahrzehntelange auf¬

opfernde ehrenamtliche und amtliche Tätigkeit für den Zen¬

tralverband der Angestellten und seine Vorläufer. Seiner

Fähigkeit besonders auf agitatorischem und organisato¬
rischem Gebiet ist der Aufstieg der freigewerkschaftlichen
Bewegung der kaufmännischen Angestellten zu verdanken.

Daß er seine Erfahrung und vor allem seine Persönlichkeit

auch der Jugendbewegung zur Verfügung stellte, ist allen

denen klar, die Ucko kennen.

Ueber den Rahmen der eigenen Berufsorganisation hinaus

stellte der Jubilar sein Können der gesamten freigewerk¬
schaftlichen Angestelltenbewegung zur Verfügung. Als Mit¬

glied des Bildungsausschusses und neuerdings auch des

Presseausschusses des AfA-Bundes förderte er wo er konnte

die Zusammenarbeit und den Aufstieg. So war es selbst¬

verständlich, daß auch der AfA-Bundesvorstand an diesem

Festtage nicht fehlte und dem Geburtstagskind viel Glück

auch für die Zukunft zur eigenen Freude und zum Wohle

der Gesamtbewegung wünschte.

Die deutschen Schiffsingenieure in Flensburg
Am Sonnabend und Sonntag, dem 30. und 31. August,

tagte in Flensburg der Aufsichtsrat des Verbandes Deutscher

Schiffsingenieure. Der Haupttagung ging ein Begrüfiungs-
abend mit einem Referat von Dr. Schenck, Hamburg, über

den „Kampf des Seemannes um die Sozialversicherung"
voraus. Der Geschäftsbericht des Verbandsvorsitzenden,
R. Freese, Hamburg, behandelte u. a. die Tarifpolitik des

Verbandes, die Entwicklung der See-Krankenkasse, die Be¬

drohung der deutschen Sozialpolitik durch die Wirtschafts¬

krise und die politischen Ereignisse des letzten Sommers,
damit im Zusammenhang die Verschleppung der Reform
des seemännischen Arbeitsrechts. Einstimmige Annahme

fand eine Protestentschtiefiung gegen die vom Reichs¬
arbeitsminister verfügte Einstellung der Arbeiten an dem

neuen Seemannsgesetz und gegen die Verschlechterung der

Krankenversicherung durch die Notverordnung des Reichs¬

präsidenten vom 26. Juli. Der Geschäftsführer der Orts¬

gruppe Bremen des Verbandes, R. Petrikowski, referierte in

umfassender Weise über die Entwicklung der Unterbringung
und Verpflegungsverhältnisse an Bord der deutschen Han¬
delsflotte. Sowohl die geltende Speiserolle als auch das

Verpflegungssystem und die Ausbildung der Schiffsköche

müssen in nächster Zukunft eine Besserung erfahren. Der

Referent schilderte weiter die Entwicklung der Wohnver¬

hältnisse in der deutschen Handelsflotte. Hier kann er¬

freulicherweise festgestellt werden, daß auf Grund der Tarif¬

bestimmungen das System der Einzelkabinen für Offiziere

bei Neubauten weiter durchgeführt worden ist. Es muß aber

darauf gedrungen werden, dafi nach Möglichkeit auch auf

alten Schiffen gesündere und bessere Wohnräume ge¬

schaffen werden. Ein weiteres Referat des Sekretärs beim

AfA-Bundes-Vorstand, Bernhard Göring, beschäftigte sich

eingehend mit der gegenwärtigen sozialpolitischen Lage.
Der Redner wies darauf hin, daß sich der Kampf zwischen

Kapital und Arbeit ständig verschärfe. In dem Maße, in

dem es der gewerkschaftlich organisierten Arbeitnehmer¬

schaft gelungen ist, ihre soziale Lage zu verbessern, wuchs

der Widerstand im Unternehmerlager. Die Unternehmer

wissen, daßjeder sozialpolitische Erfolg der Gewerkschaften

eine Einengung ihres Einflusses mit sich bringt. Ihr Kampf
richtet sich deshalb in erster Linie auch in der Gegenwart

gegen die Sozialpolitik. Beseitigung der Schlichtungs- und

Tarifvertragsordnung, weil sie zur Sicherung der Löhne

und Gehälter Hilfe bieten, Abbau der gesamten Sozialver¬

sicherung, besonders aber der Leistungen der Arbeitslosen¬

versicherung, weil ein verstärkter Schutz der Angestellten
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und Arbeiter für die Wechselfälle des Lebens die soziale

Lage des einzelnen Arbeitnehmers festigt und so die Mög¬
lichkeit zu stärkerem Widerstand bei Angriffen der Unter¬

nehmer auf die Lebenshaltung bietet. Der Referent weist

dann an einzelnen Beispielen aus den Auseinandersetzungen
um die Schaffung neuer und den Ausbau vorhandener

sozialer Gesetze die Haltung der Unternehmer und der mit

diesen verbündeten politischen Parteien nach. Ohne die

zähe und energische Arbeit des AfA-Bundes und der ihm

angeschlossenen Organisationen und ohne die entsprechende
politische Vertretung der freien Gewerkschaften im Reichs¬

tag würden die Angestellten noch heute in einer ähnlichen

Lage wie in der Vorkriegszeit sein. Der soziale Fort¬

schritt ist nur durch den gewerkschaftlichen Zusammen¬

schluß und die Hilfe einer starken politischen Partei,
die bereit ist, die Forderungen der Gewerkschaften im Parla¬

ment zu vertreten, zu erreichen. Die AfA-Verbände wirken

im Hinblick auf die Grundsätze des AfA-Bundes für Demo¬

kratie und Sozialismus. Der Aufsichtsrat beschäftigte sich

auch mit dem Seeunfalluntersuchungsgesetz und nahm

hierzu ebenfalls eine Entschließung an, in der die baldige
Revision dieses Gesetzes, dessen Reform schon vor dem

Kriege einmal in Angriff genommen war, gefordert wird.

Entschließung.
Die Aufsichtsratsdelegierten des Verbandes Deutscher

Schiffsingenieure erheben Protest gegen die Notverordnung
der Reichsregierung, wodurch ungerechte Verschlechterun¬

gen der Leistungen der Krankenversicherung und Beschrän¬

kungen der Selbstverwaltung vorgenommen wurden.

Die Delegierten erwarten, daß der kommende Reichstag
diese ungerechte Notverordnung wieder aufhebt und statt

dessen eine Reform der Krankenversicherung beschließt,
welche den sozialen Bedürfnissen der Versicherten und

ihren Angehörigen gerecht wird.

Arbeitsbericht der AfA-Zentrale für

die Zeit vom 27. August bis 25. September 1930

Wirtschaftspolitik.
Die amtlichen Entwürfe zur Reform des Aktienrechts und

des privaten Versicherungsrechts wurden bearbeitet. An

den Beratungen des RWR. über den Gesetzentwurf zur

Aenderung des Gesetzes über die privaten Versicherungs¬
unternehmungen nahm Kollege Suhr als Sachverständiger
teil.

Die Beratungen des RWR. über die Durchführung der Be¬

stimmungen über die Verhütung unwirtschaftlicher Preis¬

bindungen in der Notverordnung bildeten den Gegenstand
besonderer Verhandlungen mit dem ADGB.

In einer gemeinsamen Sitzung mit dem lohnpolitischen
Ausschuß wurde zur Frage der Kalenderreform Stellung
genommen. Den angeschlossenen Organisationen, Orts¬
und Bezirkskartellen wurde der vom Deutschen Studien¬
komitee ausgearbeitete Fragebogen zur Kalenderreform

zugeleitet.
Die Bilanzuntersuchungen über die Waggonindustrie

wurden ausgebaut.
Die Betriebsräte im Aufsichtsrat in den Unternehmen der

Schuhindustrie erhielten informierendes Material über die

Lage in der Schuhindustrie.

Sozialpolitik.
Ueber die Lage der Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung

und Arbeitslosenversicherung wurde den AfA-Funktionären
berichtet.

Eine Besprechung im Reichsarbeitsministerium über das
Verhältnis der Reichsanstalt zur Presse fand am 3. Sep¬
tember statt.

Die Vertrauensleute in der Angestelltenversicherung er¬

hielten Informationen, u. a. auch, daß die RfA. beschlossen

hat, für Insulinbehandlungen bei über 20jährigen zucker¬
kranken Versicherten, die ihre Anwartschaft aufrechterhalten
haben und noch arbeitsfähig sind, aber wegen Insulin¬

behandlung aus der Krankenkasse ausgesteuert wurden,
Zuschüsse bis zu 25,— RM. monaüich zu leisten.

Der Hygieneausschufi tagte am 29. August und be¬
schäftigte sich mit dem Ergebnis des Fragebogens über das
Arbeiten an Schreibmaschinen.

In einer Sitzung der Gewerkschaftsvertreter am 3. Septem"
her im ADGB. und in einer weiteren Besprechung am

4. September wurden die neuen Krankheitsverhütungs«
Vorschriften für das Baugewerbe beraten, ah !denen der

Kollege Friedel als Vertreter des AfA-Bundes teilnahm, j

Eine Sitzung der Kreditgemeinschaft gemeinnütziger
Selbsthilfeorganisationen fand in Anwesenheit eines Ver»
treters der AfA-Hauptgeschäftsstelle statt.

Ein Schreiben des Arbeitsgerichtsverbandes gab Ver¬

anlassung zur Ausarbeitung von Satzungsänderungs¬
vorschlägen durch die Leiter der Rechtsschutzabteilungen.

Lohnpolitik.
Der Lohnpolitische Ausschuß beschäftigte sich in einer

besonderen Sitzung mit den Fragen der Kurzarbeit und der
Tarifstatistik. Die Berichterstattung über die Tarifhewegung
wurde ausgebaut. Die Verbände erhalten künftig regel¬
mäßig vierteljährlich eine Uebersicht über die Kündigungs¬
termine der Tarifvertrage, monatlich einen Ueberblick über
neu abgeschlossene, erneuerte und verlängerte Tarifverträge)
und 14lägig eine Zusammenstellung über gekündigte Tarif¬

verträge. . -. •

In einer gemeinsamen Sitzung mit dem WP.-Ausschufi

wurde zur Frage der Politik der hohen Löhne, dem Thema

der Generalversammlung der. Internationalen Vereinigung
für Sozialen Fortschritt, Stellung genommen.

Bergbau.
In der Sitzung des AfA-Bergbauausschusses vom 16. Sep¬

tember wurde über die Stellungnahme zu dem Erlaß des
Preußischen Handelsministers betreffend Beleidigung von

Arbeitern durch die Aufsichtspersonen und über die An¬

stellungsverträge der gewählten Angestelltenvertrauens¬
männer in der Knappschaft beraten.

Reich, Staat und Gemeinde.

Gegenstand der Verhandlung in der Sitzung des Be¬
hördenausschusses am 15. September waren die Fortzahlung
des Gehaltes an Behördenangestellte im Krankheitsfall sow.e

Eingruppierung-sstreitsachen.

Bildungswesen.
Die AfA-Hauptgeschäftsstelle traf Vorbereitungen für die

Durchführung von Wochenendkursen, die im Laufe des

Winterhalbjahres in den Bezirkskartellen stattfinden "sollen.

Der Vorstand.

Der Vorstand beschäftigte sich in seiner Sitzung vom

2. September mit innerorganisatorischen Angelegenheiten.
Er beschloß den Beitritt zum Reichsverband der Deutschen
Presse durch die Person des Kollegen Göring und die Zu¬

schußleistung zur Entsendung eines Kollegen zur Akademie

der Arbeit. Er erließ eine Kundgebung an die Angestellten
zur Reichstagswahl (s. a. S. 154 d. Nr.).
Für den ausscheidenden Kollegen Lange wurde Kollege

Ucko als Mitglied des AfA-Pressefachausschusses bestätigt.
In der Vorstandssitzung vom 24. September wurde u. a.

über den Arbeitsgerichtsverband und die Vorgänge in der

Berliner Metallindustrie beraten.

AfA-Kundgebungen zur Reichstagswahl nahmen in den
Ortskartellen Breslau, Waidenburg, Fürstenberg a. d. O.,
Mainz, Magdeburg,. Stutlgart, Köln, Zwickau, Mühlhausen,
Potsdam, Cottbus und Weimar die Kollegen Suhr, Kreyfiig,
Göring, Greil und Friedel wahr.

Anläßlich des 10jährigen Bestehens des AfA-Ortskartells
Kiel hielt Kollege Stähr auf der Jubiläumsfeier am

6. September die Festrede.

Der Bundesausschußsitzung des ADGB. in Dresden am

19. und 20. September wohnte Kollege Aufhäuser, dem

ADB.-Kongreß in München vom 18. bis 20. September
Kollege Stähr bei. Der letztere nahm als Vertreter des AfA-

Bundesvorstandes mit dem Kollegen Friedel an der Jahres¬

hauptversammlung der Deutschen Gesellschaft für Gewerbe¬

hygiene in Breslau teil.

Bei der Uraufführung eines Filmes des Reichsbundes der

Kriegsbeschädigten, Kriegsteilnehmer und Kriegerhinter¬
bliebenen „Mahnruf der Kriegsopfer" und der öffentlichen

Sitzung aus Anlaß der Jubiläumsfeier der Berliner Volks¬

bühne und des Verbandes der deutschen Volksbühnen¬
vereine war der AfA-Bundesvorstand vertreten.

Auf der Aufsichtsratstagung des Verbandes Deutscher

Schiffsingenieure in Flensburg hielt Kollege Göring ein

Referat.
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